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I. Vorbemerkungen 


1. Aufgabenstellung 

Nach § 35 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(BAföG) sind „die Bedarfssätze, Freibeträge sowie die 
Vomhundertsätze und Höchstbeträge nach § 21 
Abs. 2 alle zwei Jahre zu überprüfen und durch Ge- 
setz gegebenenfalls neu festzusetzen. Dabei ist der 
Entwicklung der Einkommensverhältnisse und der 
Vermögensbildung, den Veränderungen der Lebens- 
haltungskosten sowie der finanzwirtschaftlichen Ent- 
wicklung Rechnung zu tragen. Die Bundesregierung 
hat hierüber dem Deutschen Bundestag zu berich- 
ten '' . 


2. Bisherige Berichterstattung 

Die Bundesregierung hat bisher sechs Berichte vorge- 
legt 1). Nachdem die Vorlage des Zweiten, des Vierten 
und des Fünften Berichts nach § 35 BAföG durch das 
erste bzw. zweite Haushaltsstrukturgesetz hinausge- 
schoben worden ist, hat die Bundesregierung ihre Be- 
richtspflicht mit der Vorlage des Sechsten Berichts 
innerhalb des vorgeschriebenen Zweijahresturnus er- 
füllt. Den Siebten Bericht legt sie ebenfalls in Einhal- 
tung der gesetzlichen Regelfrist vor. Er stellt die Ent- 
wicklung seit Vorlage des Sechsten Berichts dar. 


II. Entwicklung der Ausbildungsförderung seit dem Sechsten Bericht 
nach § 35 BAföG 


1. Gesetze und Verordnungen 

Der durch die gesetzlichen Maßnahmen der Lei- 
stungsbegrenzung und -rückführung der Jahre 1981 
und 1982 auch für eine positive Entwicklung der Aus- 
bildungsförderung des Bundes wiedergewonnene 
Spielraum wurde im Berichtszeitraum — wie schon im 
vorangegangenen Zweijahreszeitraum — für die Er- 
haltung des realen Wertes der Ausbildungsförderung 
und für strukturelle Verbesserungen genutzt. 


1.1 Das 10. BAföGÄndG und die 3. HärteVÄndV 

Durch das Zehnte Gesetz zur Änderung des Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetzes (10. BAföGÄndG) 
vom 16. Juni 1986 sind die gesetzgeberischen Folgen 
aus dem Sechsten Bericht nach § 35 BAföG gezogen 
worden. Die Bedarfssätze wurden zum Herbst 1986 
um durchschnittlich 3 v. H., die Freibeträge jeweils 
zum Herbst 1986 und zum Herbst 1987 um durch- 
schnittlich 2 V. H. angehoben. Ebenfalls zum Herbst 
1986 wurde der Höchstbetrag für den Mietzuschlag 
durch die Dritte Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung über Zusatzleistungen in Härtefällen nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (3. Härte- 
VÄndV) von 60 DM auf 75 DM monatlich erhöht. Die 
Vomhundertsätze und die Höchstbeträge nach § 21 
Abs. 2 BAföG wurden auf Grund des Anstiegs der 
sozialversicherungsrechtüchen Beitragsbemessungs- 
grenzen angepaßt. 

Daneben traten folgende strukturelle Verbesserun- 
gen in Kraft: 


— Das Studium im außereuropäischen Ausland wird 
verstärkt gefördert. Es werden allen Geförderten 
für ein Studium im außereuropäischen Ausland 
— ebenso wie bereits jetzt für ein Studium in Eu- 
ropa — über den Inlandsbedarfssatz hinaus — im 
Rahmen der neugefaßten Zuschlagsverordnung 
Reisekosten, Auslandszuschläge und Studienge- 
bühren gewährt. Die Förderung von Auslands- 
praktika wurde — über die Fälle der Hochschulko- 
operation hinaus — erweitert. 

— Beim Darlehenseinzug wurden das Verfahren bei 
der Einkommensfeststellung nach § 18 a verbes- 
sert und die Gewährung des Kinderteilerlasses 
nach § 18b Abs. 2 erleichtert. 


1.2 Neufassung der Zuschlagsverordnung 
vom 26. Juni 1986 


Mit der Zuschlagsverordnung vom 25. Juni 1986 
konnte — erstmals seit 1979 — wieder eine Anpas- 
sung der Auslandszuschläge an die veränderten Ver- 
hältnisse vorgenommen werden. Der Anstieg der Zahl 


9 Erster Bericht vom 13. Dezember 1973 — 
che 7/1440 

Zweiter Bericht vom 30. Dezember 1976 — 
che 8/28 

Dritter Bericht vom 9. November 1978 — 
che 8/2269 

Vierter Bericht vom 26. Februar 1981 — 

che 9/206 

Fünfter Bericht vom 21. Dezember 1983 — 
che 10/835 

Sechster Bericht vom 2. Januar 1986 — 
che 10/4617 


BT-Drucksa- 

BT-Drucksa- 

BT-Drucksa- 

BT-Drucksa- 

BT-Drucksa- 

BT-Drucksa- 
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der Auslandsgeförderten im Berichtszeitraum (s. Ab- 
schnitt II.2.2.1) ist vielfach auch in der Tatsache be- 
gründet, daß ab Herbst 1986 wieder kostendeckende 
Zuschläge für die notwendigen Mehraufwendungen 
eines Studienaufenthaltes im Ausland gezahlt wer- 
den. Jedenfalls haben viele Studentinnen und Stu- 
denten ihr Studienvorhaben im Ausland erst bei ko- 
stendeckenden Zusatzleistungen reahsieren können. 

Die Erstattung von Studiengebühren außerhalb Euro- 
pas ist im Regelfall auf 9 000 DM je Studienjahr be- 
grenzt. 

1.3 Der Familienlastenausgleich 

Die zum 1. Januar 1986 in Kraft getretenen gesetzli- 
chen Maßnahmen zur Verbesserung des Farrühenla- 
stenausgleichs (Steuersenkungsgesetz 1986/88 und 
11. Bundeskindergeldgesetz) sind im Sechsten Be- 
richt (Abschnitt II. 1.3) zusammenfassend dargestellt. 
Durch diese Maßnahmen ist eine Verbesserung der 
Situation von Familien mit Kindern in Ausbildung er- 
reicht worden. Eine weitere Verbesserung wird durch 
das Steuersenkungs-Erweiterungsgesetz 1988 eintre- 
ten. Hierdurch soll die Steuerlast zum 1. Januar 1988 
u. a. durch eine Erhöhung des Ausbildungsfreibetra- 
ges von 1 200/1 800/3 000 DM auf 1 800/2 400/4 200 
DM (auswärts untergebrachte Kinder unter 18/zu 
Hause untergebrachte Kinder ab 18/auswärts unter- 
gebrachte Kinder ab 18 Jahre) und eine Erhöhung des 
anrechnungsfreien Betrages der eigenen Einkünfte 
des Kindes um 1 200 DM auf 3 600 DM weiter gesenkt 
werden. Die genannten Maßnahmen bringen den El- 
tern mit Kindern in Ausbildung weitere gezielte Steu- 
erentlastungen in Höhe von rd. 300 Mio. DM pro 
Jahr. 

1 .4 Bericht der Bundesregierung zur 
Ausblldungsflnanzlerung In Familien mit 
mittlerem Einkommen gemäß der 
Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 15. Mal 1986 

Der Deutsche Bundestag hat auf die schwierige wirt- 
schaftliche Situation der Familien im mittleren Ein- 
kommensbereich mit Kindern in Ausbildung, die För- 
derungsleistungen nach dem BAföG knapp verfehlen, 
hingewiesen und die Bundesregierung aufgefordert, 
die wirtschaftliche Situation dieser Familien zu analy- 
sieren, Möglichkeiten zu ihrer Entlastung zu prüfen 
und zu entwickeln und hierzu Lösungsmöglichkeiten 
darzustellen. 

Der Bericht der Bundesregierung (BT-Drucksa- 
che 11/610) macht deutlich, daß diese Familien 
— ebenso wie die Famüien, deren Kinder nur geringe 
Teüförderungsbeträge nach dem BAföG erhalten — 
insbesondere wenn sich mehrere Kinder gleichzeitig 
in der Ausbildung befinden, im Vergleich zu Kinder- 
losen, oft in erhebliche wirtschaftliche Schwierigkei- 
ten geraten, wenn sie die gesetzlichen Unterhalts- 
pfhchten erfüllen. Er kommt zu dem Ergebnis, daß 
eine Ausweitung der direkten Leistungen — Kinder- 
geld und Ausbildungsförderung — sowie eine Anhe- 
bung der Kinder- und Ausbildungsfreibeträge im 


Steuerrecht zu einer Entlastung dieser Familien füh- 
ren würden. Diese Verbesserungen würden jedoch 
nur bei einem erheblichen finanziellen Aufwand zu 
einer deutlichen Entlastung bei dem untersuchten 
Personenkreis führen. 

Im Bericht werden sodann Modelle der eigenen Vor- 
sorge und Kreditaufnahme dargestellt und auf mögli- 
che Lösungsansätze untersucht. Die dargestellten 
Modelle der eigenen Vorsorge funktionieren nur, 
wenn sich der Staat in einem erheblichem Umfange 
daran beteihgt. Sie setzen ferner eine Ansparfähigkeit 
der Familien und längere Vorlaufzeiten voraus. Sie 
werden deshalb nicht befürwortet. Die Modelle zur 
Erleichterung einer Kreditaufnahme zur Ausbü- 
dungsfinanzierung sind zur Problemlösung prinzipiell 
geeignet. Sie sehen eine staatliche Beteiligung vor. 
Sie eröffnen den Eltern und ihren Kindern die Mög- 
hchkeit, die Ausbildungsfinanzierung auf einen grö- 
ßeren Zeitraum zu erstrecken und so die wirtschaftli- 
che Situation dieser Familien zu erleichtern. 

Der Bericht beschränkt sich auf die Darstellung denk- 
barer Lösungsansätze. Die Bundesregierung will da- 
mit eine Diskussion über die Vor- und Nachteile aller 
dargestellten Finanzierungsmöglichkeiten anregen. 
Die Bundesregierung wird zu Beginn der zweiten 
Hälfte der Legislaturperiode unter Berücksichtigung 
der finanz wirtschaftlichen Gesamtsituation von Bund 
und Ländern und dem Ergebnis der weiteren Mei- 
nungsbildung prüfen, ob sie die Reahsierung eines 
Modells Vorschlägen kann, das der Entlastung der 
Famihen im mittleren Einkommensbereich bei der 
Ausbildungsfinanzierung dient. 


1.5 Bewertung 

Die durch das 10. BAföGÄndG, die 3. HärteVÄndV 
und die Neufassung der BAföG-ZuschlagsV in Kraft 
gesetzten Leistungsverbesserungen, die gesetzlichen 
Maßnahmen zur Verbesserung des Famihenlasten- 
ausgleichs und die real gestiegenen Familieneinkom- 
men haben insgesamt zu einer Verbesserung der wirt- 
schafüichen Situation von Famüien mit Kindern in 
Ausbüdung im Berichtszeitraum geführt. Die nach 
dem BAföG Geförderten kommen bei der geringen 
Preisveränderungsrate erstmals in den Genuß eines 
realen Wertanstiegs der Bedarfssätze und Freibe- 
träge. Die seit 1983 regelmäßigen Anhebungen der 
Leistungsparameter bestätigen die Solidität der Fi- 
nanzierungsgrundlage für die individuelle Ausbü- 
dungsförderung. 

Hervorzuheben ist die außerordentlich positive Ent- 
wicklung der Auslandsförderung. Die im Berichtszeit- 
raum wirksam gewordenen Verbesserungen durch 
das 9. BAföGÄndG, nach dem auslandsbedingte 
Mehrkosten für alle geförderte Studenten als Zuschuß 
geleistet werden, und — ab Herbst 1986 — durch das 
10. BAföGÄndG, nach dem das Studium im außereu- 
ropäischen Ausland in gleichem Umfang wie das Stu- 
dium in Europa gefördert und die Förderung der Aus- 
landspraktika erweitert worden ist, haben insgesamt 
zu einem deutlichen Anstieg der Zahl der Auslands- 
geförderten geführt. Ein besonders hoher Anstieg ist 
in Großbritannien, Frankreich und den Vereinigten 
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Staaten zu verzeichnen. Der mit den Leistungsverbes- 
serungen bezweckte Anreiz, die Möglichkeit ver- 
stärkt zu nutzen, einen Teil des Studiums im Ausland 
zu verbringen, ist damit in vollem Umfang wirksam 
geworden. 

Zum Problem der Förderung im Zweiten Bildungs- 
weg, nämlich der unterschiedlichen Behandlung 
des nach einer beruflichen Erstausbildung auf ein 
Fachhochschulstudium vorbereitenden Zweiges des 
Zweiten Bildungsweges — Berufs aufbauschulen und 
Fachoberschulen II — gegenüber den zu Hause woh- 
nenden Schülern an Abendschulen und Kollegs, wird 
auf den Sechsten Bericht (Abschnitt II. 1.4) verwie- 
sen. 


2. Quantitäten und Strukturen 

Die Darstellung der Schülerförderung trägt dem Ge- 
sichtspunkt Rechnung, daß durch das Haushaltsbe- 
gleitgesetz 1983 zum einen die Förderung nach dem 
BAföG auf die ausbildungsbedingt auswärts unterge- 
brachten Schüler und die Auszubildenden des Zwei- 
ten Büdungsweges konzentriert wurde und zum an- 
deren auch die auf Grund der nach § 12 a BAföG für 
eine Übergangszeit geltenden Härteregelung die 
Fortführung der Schülerförderung für die Auszubil- 
denden, die sich bereits in einer förderungsfähigen 
Ausbildung befanden, ausgelaufen ist. Ein Vergleich 
mit der Gefördertenstruktur und den Förderungsbe- 
trägen des Sechsten Berichts mußte daher weitge- 


hend auf die Studentenförderung und die Förderung 
der Auszubildenden des Zweiten Bildungsweges be- 
schränkt werden. 


2.1 Auszubildende und Geförderte 

2.1.1 Entwicklung der Zahl der durchschnittlich Geförderten 

Im Hochschulbereich ist die Zahl der Studierenden, 
die aufgrund ihres Ausbildungsweges und der Länge 
ihres Studiums nach dem BAföG für eine Förderung in 
Betracht kommen, zwischen 1984 und 1986 um 

2.4 V. H., zwischen 1985 und 1986 nur noch um 
1,0 V. H. gestiegen. Sie erhöhte sich von rd. 899 000 im 
Jahre 1984 bzw. von rd. 912 000 in 1985 auf rd. 
921 000 im Jahre 1986. Die Zahl der dem Grunde nach 
förderungsberechtigten Studenten ist damit wesent- 
lich geringer angestiegen als vor 1984. 

Die Zahl der geförderten Studenten ist zwischen 1984 
und 1986 von rd. 302 000 auf rd. 276 000 gesunken. 
Dementsprechend ist im selben Zeitraum auch die 
Gefördertenquote von 33,6 v. H. auf 30,0 v. H. zu- 
rückgegangen. Hierbei verlief allerdings seit 1985 die 
Entwicklung an den Fachhochschulen und an den 
wissenschaftlichen Hochschulen unterschiedlich. Die 
Zahl der geförderten Studenten an Fachhochschulen 
stieg zwischen 1985 und 1986 von rd. 93 000 auf rd. 
96 000; die Gefördertenquote erhöhte sich von 

45.4 V. H. auf 45,5 v. H. Demgegenüber ist die Zahl 
geförderter Studenten an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen weiter gesunken. Sie betrug 1986 rd. 180 000 


Übersicht 1 


Entwicklung der Zahl der geförderten Studenten^) 



1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

19865) 

Studenten insgesamt'^) Tsd. 

Geförderte Tsd. 

Gefördertenquote v. H. 

760 

344 

45,3 

808 

338 

41,8 

867 

327 

37,7 

899 

302 

33,6 

912 

291 

31,9 

921 

276 

30,0 

davon an: 

Wissenschaftlichen 

Hochschulen 

Studenten 2) 4) Tsd. 

Geförderte Tsd. 

Gefördertenquote v.H. 

610 

254 

41,6 

643 

244 

37,9 

684 

231 

33,8 

698 

208 

29,8 

707 

198 

28,0 

710 

180 

25,4 

Fachhochschulen 

Studenten 2) 3) Tsd. 

Geförderte Tsd. 

Gefördertenquote v.H. 

150 

91 

60,7 

165 

94 

57,0 

183 

96 

52,5 

201 

94 

46,8 

205 

93 

45,4 

211 

96 

45,5 


Ü Alle Zahlen geben den Jahresdurchschnitt an; Änderungen gegenüber dem Fünften Bericht beruhen darauf, daß abweichend 
von der früheren Berichterstattung, die im Sinne des BAföG dem Grunde nach förderungsberechtigte Zahl an Studenten 
zugrunde liegt. 

'h Zahl der dem Grunde nach berechtigten Studenten abzügUch der Zahl der Inspektorenanwärter an Fachhochschulen. 

h Ohne Studenten, die an verwaltungsinternen Fachhochschulen eingeschrieben sind. 

4) Einschließlich Pädagogische Hochschulen und Kunsthochschulen. 

Hier und in den folgenden Übersichten Daten der Freien und Hansestadt Hamburg des Jahres 1985, da Angaben für 1986 noch 
nicht Vorlagen. 

Quelle: BMBW, eigene Schätzungen und Statistiken zum BAföG. 
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gegenüber rd. 198 000 im Vorjahr. Die Geförderten- 
quote sank von rd. 28,0 v. H. auf rd. 25,4 v. H. Im Be- 
richtszeitraum hat sich damit der seit 1980 andau- 
ernde Rückgang der Zahl der Geförderten sowie der 
Gefördertenquote fortgesetzt, der im wesentlichen 
durch das 7. BAföGÄndG aus dem Jahre 1981 einge- 
leitet wurde. Durch die Verbesserung der Leistungs- 
parameter im 8. BAföGÄndG zum Wintersemester 
1984/85 wurde dieser Rückgang zwischen 1985 und 
1986 gemildert. Die mit dem 10. BAföGÄndG einge- 
tretene Anhebung der Bedarfssätze und Freibeträge 
zum Wintersemester 1986/87 konnte sich demgegen- 
über auf die Zahl der Geförderten und die Geförder- 
tenquote noch nicht auswirken. 

Im Schülerbereich wurden 1984 rd. 100 000, 1985 rd. 
73 000 und 1986 rd. 68 000 Schüler gefördert. Hiervon 
entfielen im Jahre 1986 auf die Abendschulen, Kollegs 
sowie die Fachschulen, die eine vorherige Ausbildung 
voraussetzen, rd. 30 000 Geförderte. Das waren rd. 
44 V. H. aller geförderten Schüler. Die Zahl der geför- 
derten Abendschüler und Kollegialen hat sich damit 
gegenüber 1984 (27 000 Geförderte) weiter erhöht. 


2.1.2 Geförderte nach Art der Ausbildung und Unterbringung 

Im Berichtszeitraum hat sich das Gewicht der Förde- 
rung, insbesondere wegen des Auslaufens der Härte- 
regelung in der Schülerförderung, weiter zugunsten 
der Förderung des Hochschulbereichs verschoben. 
Der Anteil geförderter Studenten an der Gesamtzahl 
aller Geförderten betrug im Jahre 1986 rd. 80 v. H. 


Im Hochschulbereich ist der Anteil geförderter Fach- 
hochschüler zwischen 1984 und 1986 von rd. 
32,7 V. H. auf rd. 33,8 v. H., wie auch im vorhergehen- 
den Berichtszeitraum, weiter gestiegen. Diesem An- 
stieg steht ein Rückgang des Anteils der geförderten 
Studenten an den wissenschaftlichen Hochschulen 
gegenüber; ihr Anteil belief sich 1986 auf rd. 
63,6 V. H. gegenüber 65,0 v. H. im Jahre 1984. 

Der Anteil der bei den Eltern wohnenden geförderten 
Studenten hat sich im Berichtszeitraum weiter ver- 
ringert; er nahm von rd. 21,4 v. H. auf rd. 20,8 v. H. ab. 
Dieser Rückgang betrifft sowohl die an wissenschaft- 
lichen Hochschulen geförderten Studenten wie auch 
die der Fachhochschulen. 

Von den geförderten Schülern besuchten 1986 rd. 
44 V. H. Schüler Abendschulen, Kollegs oder eine 
Fachschule mit vorheriger Ausbildung. 56,4 v. H. wa- 
ren Gymnasiasten, Berufsfachschüler, Fachoberschü- 
ler, Berufsaufbauschüler sowie Fachschüler ohne vor- 
herige Ausbildung. 

Die geförderten Schüler an Abendschulen und Kol- 
legs sowie Fachschulen mit vorheriger Ausbildung 
wohnten im Jahre 1986 zu 44,3 v. H. bei ihren Eltern. 
Der Anteil der nicht bei den Eltern wohnenden geför- 
derten Schüler an Gymnasien, Berufsfachschulen so- 
wie Fachoberschulen behef sich 1986 auf 97,3 v. H. 
Diese Entwicklung entspricht der Eingrenzung der 
Schülerförderung durch das Haushaltsbegleitgesetz 
1983. In der ersten Hälfte des Jahres 1986 wurden 
noch wenige bei den Eltern wohnende Schüler dieser 
Ausbildungsstätten nach der Härteregelung geför- 
dert. 


Übersicht 2a 


Entwicklung der Zahl geförderter Studenten nach Art der Ausbildungsstätte und der Unterbringung 

— in V. H. — 


Ausbildungsstättenart 

Geförderte 

insgesamt 

Davon wohnten während der Ausbildung 

bei den Eltern 

nicht bei den Eltern 

1984 

1986 

1984 

1986 

1984 

1986 

(1) Wissenschaf tl. Hochschulen, PH 

65,0 

63,6 

17,7 

17,0 

82,3 

83,0 

(2) Akademien, Kunsthochschulen 

2,3 

2,6 

29,2 

26,5 

70,8 

73,5 

(3) Fachhochschulen 

32,7 

33,8 

28,6 

27,6 

71,4 

72,4 

(4) Hochschulen insgesamt 

100,0 

100,0 

21,4 

20,8 

78,6 

79,2 


J einschließlich Höhere Fachschulen 
Quelle; BMBW, BAföG -Statistik 1984, 1986 
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Übersicht 2b 


Zahl der geförderten Schüler nach Art der Ausbildungsstätte 
und der Unterbringung (1986) 

— in v.H. — 


Ausbildungsstättenart 

Geförderte 

insgesamt 

Davon wohnten 
während der Ausbildung 

bei den Eltern 

nicht bei 
den Eltern 

Abendhauptschulen 

0,3 

75,0 

25,0 

Abendrealschulen 

1,3 

67,0 

33,0 

Fachschulen mit vorh. Ausbildung 

22,0 

60,5 

39,5 

Abendgymnasien 

2,4 

16,0 

84,0 

Kollegs 

17,5 

25,7 

74,3 

Zusammen 

43,6 

44,3 

55,7 

Gymnasien, Berufsfachschulen i) 

56,4 

2,7 

97,3 

Schulen insgesamt 

100,0 

20,8 

79,2 


') einschließlich Bemfsfdchschulen, Fachoberschulen und Fachschulen ohne vorherige Ausbildung 
Quelle: BMBW, BAföG -Statistik 1986 


2.1.3 Geförderte nach Geschlecht und Familienstand 

Der Anteil der geförderten weiblichen Studenten an 
der Zahl aller geförderten Studenten ist mit 37,1 v. H. 
gegenüber 1984 unverändert geblieben. Dieser Anteil 
entspricht im wesentlichen dem Anteil der weiblichen 
Studenten an der Gesamtzahl aller Studenten. Der 
Anteil weiblicher Geförderter an wissenschaftlichen 
Hochschulen ist im Berichtszeitraum von 40,6 v. H. 
auf 40,9 V. H. gestiegen. Gleiches gilt für die geförder- 
ten Studentinnen an Akademien und Kunsthochschu- 
len; hier erhöhte sich ihr Anteil von 67,4 v. H. auf 
68,4 V. H. Demgegenüber sank der Anteil weiblicher 
Geförderter an Fachhochschulen von 28,1 v. H. im 
Jahre 1984 auf 27,8 v. H. 1986. 


Der Anteil geförderter weibhcher Schüler betrug im 
Jahre 1986 53,5 v. H.; er fiel damit gegenüber 1984 
mit 55,1 V. H. etwas geringer aus. Der Gefördertenan- 
teil entspricht etwa dem Anteil weiblicher Schüler, die 
sich in einer förderungsfähigen Ausbildung befan- 
den. 

Im Hochschulbereich ist der Anteil geförderter lediger 
Studenten im Berichtszeitraum weiter leicht gestie- 
gen; er erhöhte sich von 91,0 v. H. auf 92,1 v. H. 

Im Schulbereich verringerte sich der Anteil lediger 
Geförderter von 96,1 v. H. 1984 auf 94,9 v. H. im 
Jahre 1986. Diese Entwicklung ist im wesentlichen auf 
den Anstieg des Anteils geförderter Schüler des Zwei- 
ten Bildungsweges an der Gesamtzahl aller geförder- 
ten Schüler zurückzuführen. 


Übersicht 3a 


Geförderte Studenten nach Geschlecht und Familienstand (1986) 

— in V. H. — 


Ausbildungsstättenart 

männlich 

weibhch 

ledig 

ver- 

heiratet 

getrennt 

lebend, 

geschieden, 

verwitwet 

(1) Wissenschaftliche Hochschulen, PH 

59,1 

40,9 

92,4 

6,2 

1,5 

(2) Akademien, Kunsthochschulen 

31,6 

68,4 

94,8 

4,2 

1,0 

(3) Fachhochschulen^) 

72,2 

27,8 

91,5 

7,3 

1,2 

(4) Hochschulen insgesamt 

62,9 

37,1 

92,1 

6,5 

1,4 


9 einschließlich Höhere Fachschulen 
Quelle: BMBW, BAföG-Statistik 1986 
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Übersicht 3b 


Geförderte Schüler nach Geschlecht und Familienstand (1986) 

— in V. H. — 


Ausbildungsstättenart 

männlich 

weiblich 

ledig 

ver- 

heiratet 

getrennt 

lebend, 

geschieden, 

verwitwet 

Abendhauptschulen 

50,2 

49,8 

91,0 

4,3 

4,6 

Abendrealschulen 

46,8 

53,2 

91,2 

4,7 

4,1 

Fachschulen mit vorh. Ausbildung 

66,1 

33,9 

95,6 

3,8 

0,6 

Abendgymnasien 

44,7 

55,3 

85,2 

9,5 

5,3 

Kollegs 

56,6 

43,4 

92,7 

3,9 

3,4 

Gymnasien, Berufsfachschulen 

35,7 

64,3 

95,7 

3,0 

1,1 

Schulen insgesamt 

46,5 

53,5 

94,9 

3,5 

1,5 


h einschließlich Berufsaufbauschulen, Fachoberschulen und Fachschulen ohne vorherige Ausbildung 
Quelle: BMBW, BAföG -Statistik 1986 


2.1.4 Altersstruktur der Geförderten 

Auf Altersjahrgänge bezogen liegt der Schwerpunkt 
der Förderung für Studenten an wissenschaftlichen 
Hochschulen und Fachhochschulen bei den 22- bis 
unter 26jährigen und bei den Kunsthochschulen bei 
den 20- bis unter 24jährigen. Dies entspricht auch den 
im Jahre 1984 gegebenen Schwerpunkten nach dem 
Alter. Die Betrachtung der kumulierten Werte für den 


Berichtszeitraum zeigt jedoch, daß sich der Trend zum 
höheren Alter bei den Geförderten fortgesetzt hat. So 
verringerte sich der Anteü der an den wissenschaftli- 
chen Hochschulen im Jahre 1986 bis zu 24 Jahren 
Geförderten auf 44,8 v.H., während es 1984 noch 
49,4 V. H. waren. Eine ähnliche Entwicklung vollzog 
sich bei geförderten Fachhochschülern. Im Berichts- 
zeitraum sank der Gefördertenanteü der bis zu 24jäh- 
rigen von 44,9 v. H. auf 40,5 v. H. 


Übersicht 4a 


Geförderte Studenten nach Alter (1986) 


Ausbildungsstättenart 

Wissenschaftliche 
Hochschulen, PH 

Akademien, 

Kunsthochschulen 

Fachhochschulen 9 

Alter von . . . bis unter . . . 

V. H. 

V. H. kum. 

V. H. 

V. H. kum. 

V. H. 

V. H. kum. 

bis 18 

0,0 

0,0 

5,6 

5,6 

0,0 

0,0 

18 bis 20 

1,9 

1,9 

16,3 

21,8 

1,7 

1,7 

20 bis 22 

15,6 

17,5 

23,9 

45,7 

11,4 

13,1 

22 bis 24 

27,3 

44,8 

21,0 

66,8 

27,4 

40,5 

24 bis 26 

26,6 

71,3 

14,7 

81,4 

29,7 

70,1 

26 bis 28 

14,4 

85,8 

8,8 

90,3 

17,2 

87,4 

28 bis 30 

6,6 

92,4 

4,5 

94,8 

7,4 

94,7 

30 bis 32 

3,6 

96,1 

2,7 

97,5 

3,1 

97,9 

32 bis 34 

1,9 

98,0 

1,2 

98,7 

1,2 

99,0 

34 

2,0 

100,0 

1,3 

100,0 

1,0 

100,0 


9 einschließlich Höhere Fachschulen 
Quelle: BMBW, BAföG-Statistik 1986 
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Der Vergleich der Altersstrukturen der geförderten 
Studenten und Studentinnen zeigt, daß die weibli- 
chen Studenten im Durchschnitt jünger sind. So war 
an den wissenschaftlichen Hochschulen rd. die Hälfte 
der weiblichen geförderten Studenten unter 24 Jahre 
alt, während es bei den männlichen Studenten nur 


41 V. H. waren. An den Fachhochschulen ist dies ver- 
gleichbar. Bei der unterschiedlichen Altersstruktur ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß männliche Studen- 
ten in der Regel vor Beginn des Studiums ihren Wehr- 
oder Zivildienst ableisten. 


Übersicht 4b 


Geförderte Studenten nach Alter und Geschlecht (1986) 


Ausbildungs- 

stättenart 

Wissenschaftliche 
Hochschulen, PH 

Akademien, 

Kunsthochschulen 

Fachhochschulen 0 

Alter 
von ... bis 
unter ... 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

V.H. 

kum. 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

v.H. 

kum. 

-18 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,4 

0,4 

7,9 

7,9 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

18-20 

1,0 

1,0 

3,2 

3,2 

3,4 

3,8 

22,3 

30,2 

1,1 

1,1 

3,1 

3,1 

20-22 

12,9 

13,9 

19,4 

22,6 

13,5 

17,3 

28,7 

58,9 

9,0 

10,1 

17,8 

20,9 

22-24 

26,9 

40,9 

27,8 

50,4 

24,1 

41,3 

19,6 

78,6 

26,6 

36,7 

29,3 

50,2 

24-26 

28,0 

68,8 

24,5 

75,0 

23,5 

64,8 

10,6 

89,1 

39,1 

68,8 

24,0 

74,2 

26-28 

17,0 

85,8 

10,7 

85,7 

17,1 

81,9 

5,0 

94,2 

19,0 

87,6 

12,5 

86,7 

28-30 

7,3 

93,2 

5,7 

91,3 

8,8 

90,6 

2,6 

96,8 

7,6 

95,3 

6,6 

93,3 

30-32 

3,6 

96,8 

3.7 

95,0 

5,3 

96,0 

1,5 

98,3 

3,0 

98,3 

3,4 

96,7 

32-34 

1,7 

98,5 

2,2 

97,2 

2,1 

98,0 

0,8 

99,1 

1,0 

99,3 

1,6 

98,3 

34- 

1,5 

100,0 

2,8 

100,0 

2,0 

100,0 

0,9 

100,0 

0,7 

100,0 

1,7 

100,0 


Ü einschließlich Höhere Fachschulen 
Quelle: BMBW, BAföG -Statistik 1986 


Im Schulbereich lag der Schwerpunkt der Förderung 
bei den Gymnasiasten, Berufsfach- und Fachober- 
schülern bei den 20- und 21jährigen. Der Förderungs- 
schwerpunkt bei den Schülern an Abendgymnasien 
lag dagegen bei den 26- und 27jährigen und bei den 
Kollegschülern bei den 24- und 25jährigen. 


Auch bei den geförderten Schülern des Zweiten Bil- 
dungsweges zeigt sich, daß im Berichtszeitraum das 
Alter weiter gestiegen ist. Der Anteil geförderter 
Schüler an Abendschulen und Kollegs nahm bei den 
bis zu 24jährigen von 48,3 v. H. 1984 auf 47,1 v. H. 
ab. 
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Übersicht 5 


Geförderte Schüler nach Alter (1986) 


Alter von . . . 
bis unter . . . 

Abend- 

hauptschulen 

Abend- 

realschulen 

Fachschulen 
mit vorh. 
Ausbildung 

Abend- 

gymnasien 

Kollegs 

Gymnasien, 
Berufs- 
fachschulen 0 

Zusammen 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

v.H. 

kum. 

v.H. 

V. H. 
kum. 

bis 18 

4,6 

4,6 

4,5 

4,5 

0,2 

0,2 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

14,2 

14,2 

8,2 

8,2 

18 bis 20 

38,9 

43,5 

26,2 

30,7 

20,8 

21,0 

0,0 

0,0 

3,7 

3,7 

24,1 

38,4 

19,3 

27,5 

20 bis 22 

25,3 

68,8 

24,6 

55,3 

37,8 

58,9 

2,3 

2,3 

17,3 

21,0 

27,4 

65,8 

27,3 

54,8 

22 bis 24 

11,4 

80,2 

17,1 

72,4 

20,1 

78,9 

18,9 

21,2 

27,1 

48,2 

17,7 

83,5 

19,9 

74,7 

24 bis 26 

7,7 

88,0 

11,9 

84,4 

11,4 

90,3 

29,4 

50,7 

23,1 

71,3 

8,9 

92,4 

12,4 

87,1 

26 bis 28 

7,7 

95,7 

7,8 

92,2 

5,7 

96,1 

23,1 

73,7 

15,5 

86,7 

4,4 

96,8 

7,2 

94,3 

28 bis 30 

1,9 

97,5 

3,9 

96,1 

2,4 

98,4 

13,5 

87,3! 

7,7 

94,5 

2,0 

98,8 

3,4 

97,7 

30 bis 32 

1,2 

98,8 

2,7 

98,8 

1,0 

99,4 

7,0 

94,3 

3,5 

98,0 

0,8 

99,6 

1,5 

99,1 

32 bis 34 

0,3 

99,1 

0,7 

99,5 

0,2 

99,6 

3,3 

97,5 

1,2 

99,1 

0,2 

99,8 

0,4 

99,6 

34 

0,9' 

100,0 

0,5 

100,0 

0,4 

100,0 

2,5 

100,0 

0,9 

100,0 

0,2! 

100,0 

0,4 

100,0 


h einschließlich Berufsaufbauschulen, Fach Oberschulen und Fachschulen ohne vorherige Ausbildung 
Quelle: BMBW, BAföG-Statistik 1986 


2.1.5 Geförderte nach der beruflichen Stellung der Eltern 

Die Struktur des Elternkreises — gemessen an der 
berufüchen Stellung des Vaters — weist im Berichts- 
zeitraum nur relativ geringe Veränderungen aus. Die 
Anteile geförderter Studenten, deren Väter Ange- 
stellte, Beamte, Arbeiter oder Selbständige sind, wa- 
ren rückläufig. Demgegenüber stieg der Anteil der 
geförderten Studenten, deren Väter verstorben, nicht 
oder nicht mehr berufstätig waren oder über die An- 
gaben nicht Vorlagen, erneut, ähnlich wie im vorher- 
gehenden Berichtszeitraum. 


Im Schuibereich war zwischen 1984 und 1986 ein 
Rückgang des Anteils geförderter Schüler von Arbei- 
tern sowie Selbständigen zu beobachten. Der Anteil 
geförderter Schüler, deren Väter Beamte oder Ange- 
stellte waren, erhöhte sich — bei einem allerdings je- 
weils niedrigeren Gesamtanteil an der Gesamtzahl 
aller geförderten Schüler — demgegenüber. Diese 
Veränderungen sind im wesentlichen auf die Beendi- 
gung der Schülerförderung nach der Härteregelung 
zurückzuführen. Bei den Geförderten an Abendschu- 
len und Kollegs blieb die Struktur der beruflichen 
Stellung des Vaters weitgehend unverändert. 


Übersicht 6a 

Geförderte Studenten nach der beruflichen Stellung des Vaters (1984/1986) 

— in V. H. — 



Vater ist 

Ausbildungsstättenart 

Arbeiter 

Angestellter 

Beamter 

Selbständig 

Zuordnung 
nicht mögüch 0 


1984 

1986 

1984 

1986 

1984 

1986 

1984 

1986 

1984 

1986 

(1) Wissenschaftliche 

Hochschulen, PH 

19,2 

17,9 

21,3 

20,2 

9,8 

9,6 

12,5 

12,6 

37,2 

39,7 

(2) Akademien, 

Kunsthochschulen 

23,2 

22,2 

19,6 

19,0 

9,0 

9,4 

15,5 

15,7 

32,1 

33,7 

(3) Fachhochschulen 2) 

24,4 

22,4 

18,9 1 

18,0 

6,9 

6,9 

10,9 

10,1 

38,9 

42,6 

(4) Hochschulen insgesamt 

20,9 

19,5 

20,5 

19,4 

8,8 

8,7 

12,1 

11,8 

37,7 

40,5 


h Hierunter fallen Väter, die nicht (mehr) berufstätig sind, verstorben sind oder über die Angaben nicht vorliegen. 
'^) einschließlich Höhere Fachschulen 
Quelle: BMBW, BAföG-Statistik 1984, 1986 
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Übersicht 6b 

Geförderte Schüler nach der beruflichen Stellung des Vaters (1986) 

— in V. H. — 


Ausbildungsstättenart 

Vater ist 

Arbeiter 

Angestellter 

Beamter 

Selbständig 

Zuordnung 
nicht 
möglich 9 

Abendhauptschulen 

37,0 

4,0 

0,6 

3,1 

55,2 

Abendrealschulen 

26,1 

8,0 

1,9 

4,8 

59,2 

Fachschulen mit vorheriger Ausbildung 

13,6 

6,4 

2,2 

56,7 

21,2 

Abendgymnasien 

5,7 

5,4 

0,8 

1,7 

86,4 

Kollegs 

8,9 

8,6 

2,3 

2,7 

77,5 

Gymnasien, Berufsfachschulen ^) 

28,4 

13,7 

5,4 

12,7 

39,7 

Schulen insgesamt 

21,1 

10,9 

4,0 

20,3 

43,7 


1) Hierunter fallen Väter, die nicht (mehr) berufstätig sind, verstorben sind oder über die Angaben nicht vorliegen. 

2) einschließlich Berufsaufbauschulen, Fachoberschulen und Fachschulen ohne vorherige Ausbildung 
Quelle: BMBW, BAföG-Statistik 1986 


2.1.6 Einkünfte der Eltern der geförderten Studenten 

Die Summe der positiven Einkünfte der Eltern der 
Geförderten (vor Abzug von Steuern und Sozialpau- 
schalen), die im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn 


des Bewilligungszeitraums von den Eltern erzielt wur- 
den, ist für die Höhe der einkommensabhängigen So- 
zialleistung Ausbildungsförderung von maßgeblicher 
Bedeutung. Bei den in Übersicht 7 angegebenen Be- 
trägen handelt es sich um Einkünfte, die in den Jahren 
1983 oder 1984 erzielt worden sind. 


Einkünfte 1) der Eltern der 1986 geförderten Studenten 


Übersicht 7 


Ausbildungsstättenart 

Anteil der 
Geförderten 
insgesamt 
v.H. 

Durchschnittl. 
Einkünfte pro 
Geförderten 
DM 

davon; 

Vollförde- 

rungsanteil 

v.H. 

Durchschnittl. 
Einkünfte pro 
Geförderten 
DM 

Teilförde- 

rungsanteil 

v.H. 

Durchschnittl. 
Einkünfte pro 
Geförderten 
DM 

(1) Wissenschaftliche 
Hochschulen, PH 

Einkünfte 

Eltern 

63,2 

38 027 

26,6 

22 281 

73,4 

43 738 

Vater 2) 

7,0 

32 387 

22,6 

20 830 

77,4 

35 764 

Mutter 2) 

13,8 

17 876 

21,4 

10 855 

78,6 

19 792 

(2) Akademien 

Kunsthochschulen 

Einkünfte 

Eltern 

66,1 

37 549 

28,1 

23 946 

71,9 

42 857 

Vater 2) 

7,5 

34 269 

22,2 

30 540 

77,8 

35 334 

Mutter 2) 

12,8 

17 882 

20,6 

11 454 

79,4 

19 555 

(3) Fachhochschulen^) 

Einkünfte 

Eltern 

58,8 

37 516 

38,0 

26 583 

62,0 

44 214 

Vater2) 

6,1 

31 777 

25,8 

20 893 

74,2 

35 570 

Mutter 2) 

11,3 

17 299 

23,9 

12 254 

76,1 

18 886 


9 Summe der positiven Einkünfte vor Abzug der Steuern und der pauschalierten Vorsorgebeträge gern. § 21 Abs. 2 bei Eltern, für 
die positive Einkommen zu berücksichtigen sind. 

2) Falls Eltern nicht miteinander verheiratet sind oder dauernd getrennt leben. In den übrigen Fällen (Differenz bis zu 100 v. H.) 

liegen keine elterlichen Einkünfte vor (z. B. bei Waisen). 

2) einschließlich Höhere Fachschulen 
Quelle: BMBW, BAföG-Statistik 1986 
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Die höchsten Einkünfte erzielten die Eltern geförder- 
ter Studenten an wissenschaftlichen Hochschulen mit 
durchschnittlich 38 027,— DM. Der Abstand zu den 
jahresdurchschnittlichen Einkünften der Eltern geför- 
derter Fachhochschulstudenten mit 37 516,— DM war 
jedoch sehr gering. 

Dies weist darauf hin, daß die Sozialstrukturen der 
Studenten der einzelnen Hochschularten relativ 
gleich sind. 


2.2 Auslands- und Ausländerförderung 

2.2.1 Deutsche Geförderte im Ausland 

Das BAföG enthält für Deutsche und die in § 8 Abs. 1 
Nm. 1 bis 3 bezeichneten Personen weitgehende För- 
derungsmöglichkeiten für eine Ausbildung im Aus- 
land. Es ermöglicht in der Regel die Förderung einer 
Auslandsausbildung von einem Jahr und in Ausnah- 
mefällen, z. B. wenn die betreffende Ausbildung im 
Geltungsbereich des Gesetzes nicht durchgeführt 
werden kann, sogar die Förderung einer Vollausbil- 
dung. Wie im vorangegangenen Berichtszeitraum 
durch das 9. BAiöGÄndG (Zusatzleistungen für alle 
geförderten Studenten als Zuschuß) wurde die Aus- 
landsförderung aufgrund des 10. BAföGÄndG auch 
im abgelaufenen Berichtszeitraum ausgeweitet, in- 
dem die Förderung an Hochschulen im außereuropäi- 
schen Ausland verbessert und die Förderung eines 
Praktikums im Ausland ermöglicht wurde. 

Aufgrund der Erhöhung der Auslandszuschläge sind 
auch Familien mit mittlerem Einkommen, die zur Fi- 
nanzierung eines Studienaufenthalts im Ausland bis- 
lang nicht in der Lage waren, in die Förderung einbe- 
zogen. Die genannten Verbesserungen entsprechen 
der hohen Bedeutung, die der Förderung des Aus- 
landsstudiums heute zukommt. Die Bundesregierung 
hat zuletzt in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP (BT-Drs. 
10/5819) ihr besonderes Interesse daran betont, daß 
möglichst viele ihrer Bürger zeitweise im Ausland ler- 
nen und Kontakte knüpfen (BT-Drs. 10/6429). Sie hat 
erklärt, der Förderung von Auslandsaufenthalten 
auch in Zukunft hohe Priorität einzuräumen. 

Aus der Übersicht 8 ergibt sich, daß der im vorange- 
gangenen Berichtszeitraum zu beobachtende Rück- 


gang der Gefördertenzahlen in den wichtigen Indu- 
strieländern aufgehalten worden ist. Insgesamt ist ein 
erfreulicher Anstieg der Gefördertenzahlen von 3 785 
(1984) auf 4 468 (1985) und 4 893 (1986) zu verzeich- 
nen. Die Gefördertenquote beim Auslandsstudium ist 
1985 gegenüber dem Vorjahr von 16,3 v. H. (revidier- 
ter Wert) auf 18,4 V. H. gestiegen (geschätzte Zahl der 
deutschen Studenten im Ausland: 24 300). Sie unter- 
schreitet gleichwohl noch erheblich die Quote der im 
Inland Geförderten. Von den 1986 im Ausland Geför- 
derten studierten 2 986 Geförderte in einem EG-Mit- 
gliedstaat. Die zum Herbst 1986 erweiterte Förderung 
des Auslandspraktikums wurde 1986 in 169 Fällen in 
Anspruch genommen. 

Eine grobe Aufschlüsselung nach den Fachrichtungen 
ergibt, daß in den USA die Zahl der die Natur- und 
Ingenieurwissenschaften Studierenden, in Großbri- 
tannien und Frankreich die Zahl der Sprachstuden- 
ten, in Belgien, Italien, Rumänien und Ungarn die der 
Human- und Zahnmedizinstudenten und in der 
Schweiz die Zahl der die Rechts- und Wirtschaftswis- 
senschaften Studierenden an erster Stelle steht. 


2.2.2 Ausländische Geförderte in Deutschland 

Kindern von EG-Angehörigen, denen Freizügigkeit 
oder ein Verbleiberecht zusteht, wird Ausbildungsför- 
derung für ein Studium im Inland unter denselben 
Voraussetzungen wie Deutschen geleistet 2). Anderen 
Ausländern wird Ausbildungsförderung geleistet, 
wenn vor Beginn der Ausbildung zumindest ein El- 
ternteil sich während der letzten sechs Jahre minde- 
stens drei Jahre oder der in einer förderungsfähigen 
Ausbildung Befindliche sich selbst insgesamt fünf 
Jahre vor Beginn der Ausbildung im Geltungsbereich 
des Gesetzes aufgehalten hat und rechtmäßig er- 
werbstätig gewesen ist. Im Jahr 1986 sind an wissen- 
schaftlichen Hochschulen, pädagogischen Hoch- 
schulen, Kunsthochschulen, Fachhochschulen, Aka- 
demien und Höheren Fachschulen nach dem BAföG 
etwa 10 000 Ausländer — davon rund 2 500 Angehö- 
rige von EG -Mitgliedstaaten ^ gefördert worden. Der 
finanzielle Aufwand wird auf etwa 45 Mio. DM (Bund 
und Länder) geschätzt. 


2) Anmerkung: Der Entwurf des 11. BAföG-Änderungsgesetzes 
sieht eine weitgehende Gleichstellung der Angehörigen die- 
ser Personengruppe mit Deutschen auch für ein Studium im 
Ausland vor. 
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Übersicht 8 


Förderung gemäß § 5 BAföG von Auszubildenden außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes 


Ausbildungsstätten 

ZahD) der Geförderten 

in 

1974 

1976 

1978 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

Belgien 

63 

149 

207 

273 

293 

304 

306 

307 

233 

170 

Bulgarien 

0 

1 

2 

1 

1 

0 

0 

1 

1 

1 

CSSR 

2 

6 

0 

2 

0 

0 

1 

0 

— 

- 

Dänemark 

31 

26 

52 

59 

74 

80 

46 

59 

59 

59 

Finnland 

6 

1 

3 

4 

3 

3 

1 

4 

4 

5 

Frankreich 

404 

463 

697 

529 

586 

499 

536 

469 

469 

766 

Griechenland 2) .... 




3 

5 

3 

4 

5 

5 

5 

Großbritannien .... 

357 

514 

505 

731 

825 

797 

735 

505 

1 189 

1 135 

Irland 

4 

2 

6 

13 

18 

13 

12 

10 

36 

50 

Island 

4 

0 

0 

1 

2 

1 

0 

1 

1 

1 

Italien 

80 

138 

228 

386 

392 

384 

343 

396 

392 

396 

Jugoslawien 

2 

0 

7 

9 

10 

10 

20 

17 

17 


Kanada 

2 

15 

15 

37 

84 

76 

54 

51 

38 

45 

Malta 










1 

Niederlande 

25 

58 

106 

137 

150 

158 

140 

152 

170 

133 

Norwegen 

1 

2 

9 

17 

12 

6 

3 

6 

12 

12 

Österreich 

147 

206 

234 

392 

364 

408 

311 

332 

357 

315 

Polen 

5 

11 

1 

3 

4 

3 

2 

7 

11 

5 

Portugal 

4 

4 

3 

2 

9 

10 

1 

0 

13 

13 

Rumänien 

6 

60 

105 

79 

115 

106 

112 

164 

153 

146 

Schweden 

6 

1 

6 

7 

15 

10 

4 

13 

21 

21 

Schweiz/ 

Liechtenstein 

345 

324 

543 

500 

501 

421 

378 

420 

345 

300 

Spanien 

20 

12 

14 

51 

189 

158 

188 

200 

214 

282 

UdSSR 

3 

1 

2 

2 

19 

16 

9 

18 

14 

21 

Ungarn 

1 

2 

3 

5 

2 

0 

31 

76 

68 

84 

USA 

10 

139 

265 

418 

488 

657 

422 

427 

384 

530 

Afrika, Asien (ein- 
schließlich Türkei) . . 

2 

15 

26 

58 

48 

74 

92 

102 

134 

157 

darunter: 

Taiwan 








56 

47 

50 

China 








15 

21 

36 

Japan 








2 

4 

11 

Australien und Ozea- ^ 
nien, Südamerika . . 

0 

7 

5 

18 

45 

50 

! 

32 

43 

33 

79 

darunter 

Australien 





9 

8 1 

6 

7 

5 

13 

Neuseeland 





0 

3 

1 

0 


13 

Brasihen 





12 ! 

11 

7 

10 

10 

26 

Chile 





4 

3 

2 

3 

3 

4 

Costa Rica 





3 

4 

0 

1 

1 

0 

Ecuador 





1 

3 

3 

2 

1 

3 

Mexiko 





9 

9 

6 

7 

2 

5 

Peru 





1 

3 

1 

1 

1 

1 

insgesamt . . . 

1 531 

2 157 

3 054 

3 719 

4 254 

4 247 

3 783 

3 785 

4 468 

4 893 


1 ) Fallzahlen, keine Durchschnittszahlen 
'^) 1980 erstmals gesondert ausgewiesen 
3) 1981 erstmals gesondert ausgewiesen 
Quelle: BMBW 
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2.3 Forderungsbeträge und Finanzaufwand 
2.3.1 Monatliche Forderungsbeträge 

Im Jahre 1986 erhielten Studenten durchschnittlich 
rd. 550,— DM monatlich (vgl. Übersicht 9). 

Vollförderung erhielten 35,3 v. H. der geförderten 
Studenten (vgl. Übersicht 10). Der Anteil vollgeför- 
derter Studenten lag damit gegenüber 1984 mit 
35,8 V. H. in geringem Umfang niedriger. Dies ist im 
wesentlichen durch den Rückgang des Anteils vollge- 
förderter Studenten an Fachhochschulen bedingt, 
während sich der Anteil vollgeförderter Studenten an 
den wissenschaftlichen Hochschulen weiter leicht er- 
höht hat. 


Übersicht 9 

Entwicklung der durchschnittlichen monatlichen Forderungsbeträge i) 

— in DM — 



1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

Studenten 

435 

500 

495 

510 

495 

525 

542 

549 


0 Der durchschnittliche Förderungsbetrag für Schüler betrug 1986: 508 DM 
Quelle: BMBW 


Übersicht 10 


Geförderte Studenten nach Voll- und Teilförderung (1984/1986) 

— in V. H. — 


Ausbildungsart 

Vollförderung 

Teilförderung 

1984 

1986 

1984 

1986 

(1) Wissenschaftliche Hochschulen, PH 

33,4 

33,6 

66,6 

66,4 

(2) Akademien, Kunsthochschulen 

34,2 

33,8 

65,6 

66,2 

(3) Fachhochschulen^) 

40,5 

38,7 

59,6 

61,3 

(4) Hochschulen insgesamt 

35,8 

35,3 

64,2 

64,7 


0 einschließlich Höhere Fachschulen 
Quelle: BMBW, BAföG -Statistik 1984, 1986 


2.3.2 Verteilung der monatlichen Forderungsbeträge 

Im Hinblick auf die Höhe der monatlichen Förde- 
rungsbeträge, die an geförderte Studenten im Be- 
richtszeitraum geleistet wurden, ergaben sich insbe- 
sondere folgende Veränderungen: An wissenschaftli- 
chen Hochschulen erhielten 1986 12,5 v. H. einen mo- 
natsdurchschnittlichen Förderungsbetrag von bis zu 
250 DM. 1984 waren es noch 14,5 v. H. Auch im Be- 
reich von bis zu 700 DM monatlicher Förderung liegt 
der Anteil geförderter Studenten an wissenschaftli- 
chen Hochschulen mit 64,9 v. H. 1986 niedriger als 
1984 (75,7 V. H.). Demgegenüber erhielten nunmehr 
35,1 V. H. einen Förderungsbetrag, der über 700 DM 


monatlich lag, während es 1984 nur 24,3 v. H. wa- 
ren. 

Hinsichtlich der durchschnittlichen monatlichen For- 
derungsbeträge der Studenten an Fachhochschulen 
ergab sich im Berichtszeitraum eine den wissenschaft- 
lichen Hochschulen vergleichbare Entwicklung. 

Diese Konzentration auf die Leistung höherer durch- 
schnittlicher monatlicher Forderungsbeträge an ge- 
förderte Studenten könnte darauf hin weisen, daß För- 
derungsberechtigte, die nur niedrigere Forderungs- 
beträge zu erwarten haben, verstärkt andere Quellen 
zur Finanzierung ihres Studiums in Anspruch 
nehmen. 
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Übersicht 11 


Verteilung der monatlichen Forderungsbeträge geförderter Studenten 1986 


Forderungsbeträge 

monatlich 

DM 

Wissenschaftliche 
Hochschulen, PH 

Akademien, 

Kunsthochschulen 

Fachhochschulen ^ ) 

v.H. 

v.H. kum. 

v.H. 

v.H. kum. 

v.H. 

v.H. kum. 

bis 100 

3,1 

3,1 

3,3 

3,3 

2,2 

2,2 

bis 150 

2,7 

5,8 

2,8 

6,1 

1,8 

4,1 

bis 200 

3,1 

8,9 

3,4 

9,6 

2,3 

6,3 

bis 250 

3,6 

12,5 

4,2 

13,8 

2,6 

8,9 

bis 300 

4,1 

16,6 

4,1 

17,9 

3,0 

11,9 

bis 350 

4,6 

21,1 

4,9 

22,8 

3,5 

15,4 

bis 400 

5,0 

26,1 

5,1 

27,9 

4,1 

19,5 

bis 450 

5,4 

31,5 

5,7 

33,6 

4,8 

24,2 

bis 500 

5,4 

36,9 

5,6 

39,2 

5,2 

29,5 

bis 600 

15,5 

52,5 

19,7 

58,9 

20,8 

50,3 

bis 700 

12,5 

64,9 

12,7 

71,6 

14,5 

64,8 

bis 800 

29,4 

94,3 

25,2 

96,8 

31,0 

95,8 

bis 900 

5,1 

99,5 

2,9 

99,6 

4,1 

99,8 

bis 901 

0,5 

100,0 

0,4 

100,0 

0,2 

100,0 


h einschließlich Höhere Fdchschulen 
Quelle: BMBW, BAföG -Statistik 1986 


2.3.3 Entwicklung des Finanzaufwandes 

Im Jahr 1986 haben Bund und Länder rd. 2,2 Mrd. DM 
für die Ausbildungsförderung nach dem BAföG aus- 
gegeben. Dies war gegenüber 1984 mit Gesamtausga- 
ben von rd. 2,3 Mrd. DM nur in geringem Maße weni- 
ger. Der Bundesanteil lag bei rd. 1,4 Mrd. DM im 
Jahre 1986 nach rd. 1,5 Mrd. DM 1984. Zu diesem 
Rückgang beigetragen hat auch die Beendigung der 
Schülerförderung nach der Härteregelung. 

Im Jahresdurchschnitt 1987 ist ein weiterer Rückgang 
der Ausgaben nicht zu erwarten. 


Übersicht 12 


Entwicklung des Finanzaufwandes 

in Millionen DM 



1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

Schüler insgesamt 

1 325 

1 670 

1 688 

1 621 

1 285 

455 

428 

413 

davon Bund 

861 

1 085 

1 084 

1 054 

835 

296 

278 

269 

Studenten insgesamt 

1 725 

1 996 

2 028 

2 006 

2 009 

1 838 

1 889 

1 816 

davon Bund 

1 121 

1 298 

1 318 

1 304 

1 306 

1 195 

1 228 

1 180 

insgesamt 

3 050 

3 666 

3 695 

3 627 

3 294 

2 293 

2 317 

2 229 

davon Bund 

1 982 

2 383 

2 402 

2 358 

2 141 

1 491 

1 506 

1 449 


Quelle: BMBW 
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2.4 Darlehenseinzug 

Die im Tertiärbereich gewährten Darlehen werden 
nach § 39 Abs. 2 durch das Bundesverwaltungsamt 
(BVA) verwaltet und eingezogen. Derzeit sind die Da- 
ten von rd. 1,5 Mio. Darlehensnehmern mit einem Ge- 
samtdarlehensbetrag von rd. 11,4 Mrd. DM erfaßt. 

Das BVA versendet pro Jahr rd. 90 000 Feststellungs- 
und Rückzahlungsbescheide. Der überwiegende Teil 
der Darlehensnehmer ist rückzahlungswillig. Dies 
wird deutlich aus der vergleichsweise geringen An- 
zahl der Klage verfahren (1986: 587 Klagen, die nur zu 
einem geringen Teil zu Gunsten der Kläger ausgin- 
gen). Die vom Gesetzgeber gewährten Erleichterun- 
gen bei der Rückzahlung (wie Nachlaß bei vorzeiti- 
ger Rückzahlung, leistungsabhängiger Darlehensteil- 
erlaß, Teilerlaß wegen vorzeitigen Studienendes, Kin- 
derteilerlaß, Freistellungen) werden von den Darle- 
hensnehmern in großem Umfang genutzt. 1986 wurde 
insgesamt ein Betrag von 93 527 708,05 DM erlassen. 
Dennoch sind die jährlichen Einnahmen stetig gestie- 
gen (1985: 268 372 744,86 DM - gesamt-; 1986: 
334 756 065,21 DM — gesamt — ). Der Anteil der Ver- 
waltungskosten liegt deutlich unter 10 v. H. 

Die den Einzug betreffenden Änderungen des 
10. BAföGÄndG sind ohne nennenswerte Probleme in 
ein praktikables Verwaltungsverfahren umgesetzt 


worden. Sie wirken sich auf den Vollzug positiv aus. 
Über den Teilerlaß wegen Behinderung hegen noch 
keine Erkenntnisse vor, weil für ihn in Betracht kom- 
mende Darlehensnehmer noch nicht zur Rückzahlung 
verpflichtet sind. 

Die Arbeit des Bundesverwaltungsamtes wird im we- 
sentlichen geprägt durch Schriftverkehr mit den Dar- 
lehensnehmern und den Ämtern für Ausbildungsför- 
derung zur Klärung von Differenzen, Bearbeitung von 
Widersprüchen, Anträgen auf Teilerlaß und vorzeitige 
Rückzahlung sowie in unverminderter Zahl von An- 
trägen auf Freistellung wegen zu geringen Einkom- 
mens (gewährte Freistellungen 1985: 22 074, 1986: 
28 037, bis 30, Juni 1987: 19 341). Bemerkenswert 
hoch ist die Anzahl der Anschriftenermittlungen. 
Trotz ausreichender Hinweise auf die Verpfhchtung 
des Darlehensnehmers, eine Änderung seiner An- 
schrift dem Bundesverwaltungsamt mitzuteilen, 
kommt ein Drittel aller Sendungen regelmäßig als 
unzustellbar zurück. 

Um das Verwaltungs verfahren noch zügiger und bür- 
gerfreundlicher zu gestalten, hat das BVA ein EDV- 
System nach dem neuesten Stand der Computertech- 
nik entwickelt und seit dem 1. April 1987 einge- 
setzt. 

Die Entwicklung des Darlehenseinzuges in Zahlen ist 
in den Übersichten 13 und 14 dargestellt. 


Übersicht 13 


Darlehensverwaltung 



bis August 1983 

bis August 1985 

bis Juni 1987 

Zahl der erfaßten Darlehensnehmer . 

1,25 Mio. 

1,32 Mio. 

1,49 Mio. 

Darlehenssumme 

rd. 5,1 Mrd. DM 

7,6 Mrd. DM 

rd. 11,4 Mrd. DM 

Konten bei der Bundeskasse 

756 000 

980 000 

1 200 000 

davon vollständig abgewickelt . . . 

250 000 

595 000 

791 000 

FeststeUungs- und Rückzahlungsbe- 
scheide 

406 000 

567 0001) 

708 204 
(20. 3. 87) 

Teilerlaß 




— wegen vorzeitigem Abschluß .... 

rd, 50 000 

rd. 62 000 

rd. 80 000 

— wegen vorzeitiger Rückzahlung . . 

rd. 26 000 

rd. 89 000 

rd. 143 000 

— wegen Kinderbetreuung 

rd. 2 800 

rd. 5 400 

rd. 11500 

— leistungsabhängiger Teilerlaß .... 

— 

— 

rd. 27 000 


0 Bereinigt um die Zahl der Mehrfachbescheide 
Quelle: BVA 
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Übersicht 14 


Entwicklung der Darlehensrückflüsse 

- in TDM - 



1976 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

(bis 30. Juni) 

Tügung . 

1 231 
(800)^) 

29 077 
(18 900) 

41 693 
(27 100) 

64 475 
(41 908) 

101 938 
(66 260) 

170 717 
(110 966) 

199 231 
(129 500) 

261 540 
(170 003) 

329 050 
(213 882) 

188 047 
(122 230) 

Zinsen . . 

59 

(38)') 

1 939 
(1 260) 

2 660 
(1 729) 

3 660 
(2 379) 

4 560 
(3 107) 

6 112 
(4 074) 

6 726 
(4 691) 

6 832 
(4 857) 

4 405 
(2 863) 3) 

2 236 
(1 453)3) 

Gesamt- 
einnah- 
men .... 

1 290 
(838) ') 

31 016 
(20 160 1 

44 353 
(28 829) 

68 135 
(44 288) 

106 498 
(69 224) 

176 985 
(115 040) 

206 448 
(134 191) 

268 372 
(174 860) 

333 455 
(216 746) 

190 283 
(123 684) 

Verwal- 
tungsko- 
stenan- 
teü2) . . . 


23,18v.H. 

17,02v.H. 

14,16v.H. 

10,56v.H. 

6,96v.H. 

7,13v.H. 

5,97 v.H. 

rd. 5,3v.H. 

rd. 4,43 v.H. 


h Bundesanteil in Klammern (=65 v.H. der Gesamtrückflüsse), ab 1982 bis 31. 12. 1985 einschließlich Mahnkosten und Anschriften ermitt- 
lungsgebühr 

2) ohne Bundeskasse; Angaben liegen erst seit 1979 vor 

3) Einnahmen aus Anschriftenermittlungs- und Bußgeldverfahren 1986: 931,6 TDM; 1987; 448 TDM (bis 30. Juni); 

Einnahmen Mahnkosten 1986: 369 TDM; 1987: 173 TDM (bis 30. Juni); 

diese Einnahmen wurden bis 31. 12. 1985 auf dem Zinstitel verbucht 

Quelle: BVA 


3. Veränderung der Grunddaten 

3.1 Entwicklung der Zahl der Auszubildenden 
in förderungsfähiger Ausbildung 

Im Schülerbereich ist nach dem Auslaufen der Förde- 
rung nach der Härteregelung der Rückgang der Zahl 
der Schüler in förderungsfähiger Ausbildung im we- 
sentlichen zum Abschluß gekommen. Da andererseits 
die geburtenstärkeren Jahrgänge in den kommenden 
Jahren aus den weiterführenden allgemein- und be- 
rufsbildenden Schulen herauswachsen werden, wird 
sich aus diesem Grunde die Höhe der Berechtigten- 
zahl weiter verringern. 

Ob und inwieweit diese Entwicklung sich u. a. auch in 
einer Veränderung der ausbildungsbedingt auswärts 
untergebrachten Schüler niederschlägt, läßt sich nicht 
bestimmen. Demgegenüber dürfte die Zahl der Schü- 
ler, die auch künftig eine Abendschule oder ein Kolleg 
besuchen, von der Veränderung der Geburtenjahr- 
gänge relativ unberührt bleiben. 

Für den Hochschulbereich ist davon auszugehen, daß 
die Zahl der dem Grunde nach förderungsberechtig- 
ten Studenten rückläufig sein wird. Allerdings ist auch 
hier eine zuverlässige Bestimmung der voraussichtli- 
chen Zahl der dem Grunde nach berechtigten Studen- 
ten nicht möglich. 


3.2 Einkommensentwicklung 

Bei der Überprüfung nach § 35 ist auch der Entwick- 
lung der Einkommensverhältnisse Rechnung zu tra- 
gen. Für diesen Bericht ist die Entwicklung in dem 
Zeitraum zwischen Herbst 1986 (Wirksamwerden der 
Erhöhung der Bedarfssätze und Freibeträge durch das 
10. BAföGÄndG) und Herbst 1988 maßgeblich, dem 
Wirksamwerden der hier vorgeschlagenen Erhöhun- 
gen der Leistungsparameter. 


3.2.1 Entwicklung der Arbeitnehmereinkommen 

Über die Entwicklung der Elterneinkommen für den 
Kreis der nach dem BAföG berechtigten Schüler und 
Studenten liegen keine statistischen Daten vor. Als 
geeignete Vergleichsgröße bietet die amtliche Stati- 
stik die Entwicklung der durchschnittlichen Brutto- 
wie Nettolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten 
Arbeitnehmer. Für den Zeitraum von 1986 bis 1988 
wird sich aus heutiger Sicht für das so definierte Brut- 
toeinkommen eine Zunahme von rd. 7 v. H. ergeben. 
Für den Vergleich mit den Bedarfssätzen nach dem 
BAföG ist allerdings in erster Linie die Entwicklung 
des Nettoeinkommens heranzuziehen. Das Nettoein- 
kommen dürfte um etwa 6 v. H. ansteigen. 
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Übersicht 15 


Einkommensentwicklung 1985 bis 1988 


Jahr 

durchschnittliche Brutto-Lohn- und 
-Gehaltssumme je beschäftigten 
Arbeitnehmer 

durchschnitthche Netto-Lohn- und 
-Gehaltssumme je beschäftigten 
Arbeitnehmer 

DM monatlich 

Zuwachs V. H. 

DM monatlich 

Zuwachs V. H. 

19851) 

2 984 

2,9 

2 002 

1,5 

1986 1) 

3 098 

3,8 

2 086 

4,2 

19872) 

3 206 

rd. 31/2 

2 133 

rd. 21/2 

19882) 

3 309 

rd. 3 

2 207 

rd. 3>/2 

Zuwachs 1987/1985 


rd. 71/2 


rd. 6 V 2 

Zuwachs 1988/1986 


rd. 7 


rd. 6 


h vorläufiges Ergebnis 

'^) Schätzung, Veränderungsraten auf ganze bzw. halbe Prozentpunkte gerundet 
Quelle: Grund- und Strukturdaten 1987/1988 


Übersicht 16 


Anhebung bei den Renten und der Sozialhilfe 

in V. H. 



1983 

1984 

1985 

1986 

1987 


(ab 1. Juli) 

Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung 

5 , 591 ) 

3,401) 

3,00 1) 

2,9 1 ) 

3,8 1) 

Renten aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung 

4,80 

1,31 

1,41 

2,15 

3,03 

Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
BSHG (Eckregelsätze) 

2,10 

3,20 

7,90 

2,30 

2,00 


h jeweils zum 1, Juli ohne Berücksichtigung der Beteiligung der Rentner an ihrer Krankenversicherung in Höhe von insgesamt 
1 v.H. (1983), 3 v.H. (1984), 4,5 v.H. (1985), 5,2 v.H. (1986) und 5,9 v.H. (1987) 


Übersicht 17 

Durchschnittliche Höhe der Renten aus der Rentenversicherung DM monatlich^) 



1983 

1984 

1985 

1986 

Versichertenrente aus der Renten- 
versicherung 

— der Arbeiter 

768,70 

792,50 

813,10 

840,90 

— der Angestellten 

1 147,60 

1 173,80 

1 193,10 

1 221,80 

Witwenrente aus der Renten- 
versicherung 

— der Arbeiter 

656,80 

679,10 

699,20 

720,60 

— der Angestellten 

926,00 

955,90 

982,00 

1 008,70 


2) Ab Juli des betreffenden Jahres vor Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur Krankenversicherung. 
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3.2.2 Entwicklung bei den Renten und der Sozialhilfe 

Bei der Überprüfung der Bedarfssätze des BAföG für 
Schüler und Studenten sollte auch die Entwicklung 
bei den Renten und der Sozialhilfe zum Vergleich her- 
angezogen werden. Die Veränderungen seit dem 
Sechsten Bericht ergeben sich aus Übersicht 16. 

3.3 Entwicklung der Lebenshaltungskosten 

Für die Anpassung der Bedarfssätze und Freibeträge 
war bisher und wird auch künftig insbesondere die 
Entwicklung der Lebenshaltungskosten maßgeblich 
sein. 

Die Veränderungsraten werden aufgrund von Index- 
werten ermittelt. Für die Freibeträge, die für den Le- 
benszuschnitt der unterhaltsverpflichteten Eltern 
maßgebend sind, wird auch künftig der Preisindex 
eines Vier-Personen-Arbeitnehmer-Haushalts mit 
mittlerem Einkommen zugrundegelegt. Bei den Be- 
darfssätzen wird auf die Lebenshaltung eines Zwei- 


Personen-Haushaltes von Renten- und Sozialhil- 
feempfängern abgestellt (zur Begründung dieses Vor- 
gehens s. Fünften Bericht Tz 4.3). 

Die Entwicklung dieser Indices ist der Übersicht 18 zu 
entnehmen. Die Lebenshaltungskosten sind von Sep- 
tember 1986 bis September 1987 für die beiden be- 
trachteten Haushalte um 0,2 v. H. gestiegen bzw. um 
0,3 V. H. gesunken. Für das Jahr 1988 wird eine Stei- 
gerung um durchschnittlich 1,5 v. H. erwartet. Diese 
Entwicklung wird auch für die Prognose der Entwick- 
lung der Indices bis zum Zeitpunkt der Anpassung 
zugrundegelegt. Angesichts dieser Projektion und un- 
ter Berücksichtigung der bisherigen Preisentwicklung 
kann bei der Beurteilung der Bedarfssätze und der 
Freibeträge von einem Anstieg der heranzuziehenden 
Preisin dices von September 1986 bis September 1988 
von rd. 2,0 v. H. ausgegangen werden. 

Die Entwicklung der Bedarfssätze und Freibeträge im 
Verhältnis zu den Lebenshaltungskosten ist der Über- 
sicht 19 zu entnehmen. 


Übersicht 18 

Entwicklung der Lebenshaltungskosten für den 
Zeitraum von September 1985 bis September 1988 


Zeitraum 

Index für 

Zwei-Perso- 
nen-Haushalt 
von Renten- 
und Sozial- 
hilf e- 

empfängem 

Vier-Perso- 
nen-Arbeit- 
nehmerhaus- 
halt mit 
mittlerem 
Einkommen 

1980 

= 100 

September 1985 

120,8 

120,9 

September 1986 

120,9 

120,4 

September 1987 

120,5 

120,6 

September 1987 



September 1986 

-0,3 

-0,2 

19881) 

123,4') 

122,91) 


1) Schätzung des Anstiegs der Verbraucherpreise insgesamt auf 
der Basis der Jahresprojektion, für 1987: 0,5 v.H., für 1988: 
1,5 V. H. 


Quelle: Statistisches Bundesamt (Preise und Preisindices für 
die Lebenshaltung September 1987 und Berechnun- 
gen des BMBW für den jeweiügen Förderungszeit- 
raum) 
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Übersicht 19 

Entwicklung der Bedarfssätze und Freibeträge im Verhältnis zu den Lebenshaltungskosten seit 1971 



1971 

1979 

1980 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1. Bedarfssatz für auswärts 
untergebrachte Schü- 

ler 2) 

- DM 

— Index 

320 

100 

465 

145,3 

465 

145,3 

490 

153,1 

490 

153,1 

510 

159,4 

510 

159,4 

525 

164,1 

525 

164,1 

2. Bedarfssatz für 

Studenten 3) 

- DM 

— Index 

420 

100 

620 

147,6 

620 

147,6 

660 

157,1 

660 

157,1 

690 

164,3 

690 

164,3 

710 

169,0 

710 

169,0 

3. Preisindex^) 

100 

147,8 

155,5 

172,4 

180,5 

183,6 

187,3 

187,4 

186,8 

4. Freibeträge'’) 

- DM 

— Index 

850 

100 

1 300 

153 

1 350 

159 

1 480 

174 

1 530 

180 

1 595 

188 

1 625 

191 

1 655 

195 

1 690 

199 

5. Preisindex^) 

100 

146,9 

153,9 

169,2 

178,4 

181,0 

185,1 

184,4 

184,7 

6. Index der Einkommens- 
entwicklung 2) 

— netto 

— brutto 

100 

100 

171.5 

182.5 

180,5 

194,7 

194,1 

212,6 

198,4 

1 219,5 

201,7 

226,0 

204,7 

232,6 

213.3 

241.4 

218,2 

249,8 


1) Die Angaben sind jeweils bezogen auf den Zeitpunkt des durchschnittlichen Inkrafttretens der Anpassungsgesetze, den Sep- 
tember des jeweiligen Jahres {Ausnahme 1982: 1. April). 

2) Bedarfssatz eines auswärts untergebrachten Gymnasiasten und Berufsfachschülers. 

Bedarfssatz des außerhalb des Elternhauses lebenden Studenten. 

4) Preisindex für die Lebenshaltung eines Zwei-Personen-Haushalts von Renten- und Sozialhilfeempfängern. Er kommt den 
Lebensbedingungen des Auszubildenden am nächsten (vgl. Dritter Bericht nach § 35, BT-Drucksache 8/2269, S. 17). 

^) Freibetrag für das Eltempaar einschließlich des Freibetrages nach § 25 Abs. 3 Nr. 1 für den Auszubildenden. 

^) Preisindex für die Lebenshaltung eines Vier-Personen- Arbeitnehmerhaushalts mit mittlerem Einkommen. 

^) Brutto- bzw. Netto-Lohn- und Gehaltssumme je abhängig Beschäftigten (Jahresdurchschnittszahlen). 


3.4 Finanzwirtschaftliche Entwicklung 

Mit den Beschlüssen über den Entwurf des Bundes- 
haushalts 1988 und über den Finanzplan bis 1991 hat 
die Bundesregierung den verläßlichen und soliden 
Kurs ihrer Haushaltspolitik konsequent fortgesetzt. 

Die Zunahme der Gesamtausgaben wird auf jährlich 
2V2 V. H. begrenzt. In den Jahren 1988 und 1990 steigt 
die Nettokreditaufnahme auf Grund kräftiger Steuer- 
entlastungen vorübergehend an (vgl. Übersicht 20). 

Die Entscheidungen über die künftige Entwicklung 
der Ausgaben für die Ausbildungsförderung haben 
folgendes zu berücksichtigen: 

~ Der Beitrag der individuellen Ausbildungsförde- 
rung nach dem BAföG zur Konsohdierung des 
Bundeshaushalts ist abgeschlossen. 

— Das BAföG ist weiterhin ein wichtiges Element im 
Gesamtkonzept des Familienlastenausgleichs. Ne- 


ben den steuerlichen Entlastungen, die den Fami- 
lien mit mittleren und höheren Einkommen durch 
die Erhöhung der Ausbildungsfreibeträge nach 
dem Steuersenkungsgesetz 1986/88 und dem 
Steuersenkungs-Erweiterungsgesetz 1988 einge- 
räumt werden, gewährt es gezielt Familien mit 
niedrigen Einkommen direkte Leistungen zur Fi- 
nanzierung der Ausbildung ihrer Kinder. Die Ju- 
gendlichen und ihre Eltern können weiterhin von 
der Kontinuität des Leistungsniveaus der Ausbil- 
dungsförderung ausgehen. 

— Die für die vorgeschlagenen Anpassungen erfor- 
derlichen Finanzmittel werden zur Verfügung ste- 
hen. Im Entwurf des Einzelplans 3 1 für das Haus- 
haltsjahr 1988 sind 1 500 Mio. DM vorgesehen. In 
der mittelfristigen Finanzplanung ist ferner ein Be- 
trag von 1 450 Mio. DM jährlich berücksichtigt. 
Dieser Betrag ist aus heutiger Sicht ausreichend, 
um die beabsichtigten Leistungsanpassungen zu 
finanzieren. 
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Übersicht 20 


Haushaltsentwurf 1988 und Finanzplan 1987 und 1991 



1987 

(Soll) 

1988 

(Entwurf) 

1989 

1990 

1991 

Gesamtausgaben 

Mrd. DM 

268,5 

275,0 

281,8 

288,8 

296,0 

Zuwachs 

in v. H 

+2,7>J 

+2,4 

+2,5 

+2,5 

+2,5 

Nettokreditaufnahme 

Mrd. DM 

26,32) 

29,3 

27,2 

30,9 

26,1 


gegenüber dem Ist 1986 

2) Mindereinnahmen von 4 Mrd. DM gemäß Steuerschätzung vom Mai 198? berücksichtigt. 


III. Zeitliche Struktur und Umfang einer Anpassung 


1. Wirkung der Änderung von Bedarfssätzen 
und Freibeträgen 

Die Bedeutung der Bedarfssätze und Freibeträge für 
die Berechnung des dem einzelnen Auszubildenden 
auszuzahlenden Forderungsbetrages sowie der Wir- 
kungsmechanismus bei Veränderung dieser Sätze 
und Beträge im Hinblick auf die Gesamtstruktur der 
Förderung ist in den früheren Berichten erläutert wor- 
den. Die nachfolgende Darstellung kann darauf Be- 
zug nehmen (vgl. insbesondere Vierter Bericht — Ab- 
schnitt 1.3). Eine gleichzeitige, koordinierte Anpas- 
sung der Bedarfssätze und Freibeträge wäre die opti- 
male Lösung, weil sie die Struktur des Kreises der 
Geförderten nicht verändert. Werden allein die Be- 
darfssätze angehoben, erhöhen sich zwar — vor allem 
bei den Vollgeförderten — die Förderungsleistungen, 
jedoch sinkt der Realwert der unverändert gebliebe- 
nen Freibeträge; von Eltern mit Einkommen oberhalb 
der absoluten Freibeträge müßte eine erhöhte Unter- 
haltsleistung erwartet werden. Bei einer isolierten An- 
hebung der Freibeträge hingegen würde eine Anpas- 
sung für die bisher Vollgeförderten ohne Wirkung 
bleiben mit der Folge, daß der reale Wert der Förde- 
rung für Auszubüdende aus Famüien mit besonders 
niedrigem Einkommen sinken würde. 


2. Zeitpunkt und Struktur der Anpassung 

Bedarfssätze und Freibeträge sind zum Herbst 1986 
angepaßt worden; bei den Freibeträgen hat zudem im 
Herbst 1987 eine Zwischenanpassung stattgefunden. 
Nunmehr steht die Anpassung der Bedarfssätze und 
Freibeträge zum Herbst 1988 und zum Herbst 1989 
zur Entscheidung an. 

Die Bundesregierung steht dabei vor dem Problem, 
daß aufgrund der nur im beschränkten Umfang vor- 
handenen Finanzmittel Prioritäten zu setzen sind. Bei 
einer gleichzeitigen angemessenen Anhebung der 


Bedarfssätze gibt sie der Anhebung der Freibeträge 
zusätzliches Gewicht. 

Diese Lösung hat den Vorteil, die pauschalierten Frei- 
beträge des BAföG auf dem Niveau zu halten, auf dem 
sie beim derzeitigen Verständnis mit den finanziellen 
Grenzen für die Unterhaltspflicht der Eltern nach dem 
Bürgerlichen Recht im Regelfall übereinstimmen. Nur 
dann kann nämhch bei den Teilgeförderten angenom- 
men werden, daß die Eltern in der Regel rechtiich ver- 
pflichtet und Wirtschaf flieh auch in der Lage sind, die 
Unterhaltsbeträge zu leisten, die von ihnen in Ergän- 
zung zu den BAföG -Leistungen erwartet werden. 
Gleichzeitig wird erreicht, daß der Anteil der Auszu- 
bildenden mit höherem Förderungsbetrag erhalten 
wird. 


3. Entwicklung der Höhe der Leistungs- 
parameter der Ausbildungsförderung seit 
Inkrafttreten des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes am 1. Oktober 1971 

Die Bedarfssätze und Freibeträge wurden in der Ver- 
gangenheit insgesamt nicht regelmäßig in einem den 
Anstieg der Lebenshaltungskosten ausgleichenden 
Umfang angehoben, da nach § 35 BAföG auch der 
finanzwirtschaftiiehen Entwicklung Rechnung getra- 
gen werden mußte. 

Bis 1983 blieben die Anhebungen der Bedarfssätze 
hinter dem Anstieg des entsprechenden Lebenshal- 
tungskostenindex zurück. Erst von 1983 bis 1987 stie- 
gen die Bedarfssätze etwas stärker als die Lebenshal- 
tungskosten (vgl. Übersicht 19). Das Anpassungsdefi- 
zit konnte in der vergleichsweise kurzen Zeitspanne 
allerdings nicht beseitigt werden. Eine Verringerung 
des Unterschiedes zwischen der Höhe der Bedarfs- 
sätze und der Höhe der Lebenshaltungskosten, der 
seit Inkrafttreten des Gesetzes 1971 eingetreten ist, 
bleibt das Ziel weiterer Anpassungsmaßnahmen. 
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Bei der Anpassung der Freibeträge ergibt sich ein 
unterschiedhches Bild. 1983 war ein annähernder 
Gleichstand des maßgebhchen Lebenshaltungsko- 
stenindex und des Index der Freibeträge, seither ein 
stärkerer Anstieg der Freibeträge zu verzeichnen (vgl. 
Übersicht 19). 

Der Anstieg der Freibeträge bheb jedoch hinter der 
Einkommensentwicklung deutlich zurück (vgl. Über- 
sicht 19). Hieran wird sichtbar, daß die Eltern der BA- 
föG -Geförderten an dem seit Inkrafttreten des Geset- 
zes zu beobachtenden allgemeinen Anstieg der Real- 
einkommen nur zu einem geringen Teil beteiligt wor- 
den sind. Sie mußten den überwiegenden Teil des 
Anstiegs der Realeinkommen für höhere Unterhalts- 
leistungen an ihre Kinder in Ausbildung einsetzen. 
Eine die Lohn- und Gehaltsentwicklung voll ausglei- 
chende Anhebung der Freibeträge ist nicht anzustre- 
ben, weil bei steigendem realen Lebensstandard von 
den Eltern erwartet werden kann, daß sie auch einen 
Teil des zusätzlichen Einkommens für die Ausbildung 
ihrer Kinder aufwenden. Andererseits kann den El- 
tern BAföG -Geförderter nicht der gesamte reale Ein- 
kommenszuwachs über die Verringerung von Förde- 
rungsleistungen entzogen werden. Auch zu den 
Zielen des Familienlastenausgleichs gehört es, das 
Einkommensgefälle zwischen Eltern mit Kindern in 
Ausbildung und Kinderlosen nicht zu vergrößern. 

4. Bedarfsermittlung 

Bei der Bedarfsermittlung hält die Bundesregierung, 
wie im Vierten Bericht (Abschnitt 11.2) eingehend be- 
gründet, an der seit Mitte der 70er Jahre geübten, 
bewährten Methode fest, die geltenden Bedarfssätze 
in regelmäßigen Abständen unter Berücksichtigung 
der Veränderungen 

— der Lebenshaltungskosten, 

— der Einkommensverhältnisse, 

— des Konsumverhaltens, 

— der finanzwirtschaftlichen Entwicklung und 

— anderer auf Bedarfsdeckung zielender Sozial- 
leistungen 

zu überprüfen.^) 

Der Sechste Bericht enthält Anmerkungen zu der Bedarfser- 
mittlung in der im Aufträge des Deutschen Studentenwerks 
durchgeführten 11. Sozialerhebung. 


5. Anhebung der Bedarfssätze 

Bei der Anpassung der Bedarfssätze wird eine Anhe- 
bung um 1 V. H. pro Jahr der Entwicklung gerecht. 
Die Bundesregierung schlägt deshalb eine Anhebung 
um durchschnittlich 2 v. H. zum Herbst 1988 für den 
folgenden Zweijahreszeitraum vor. Der Vorschlag im 
einzelnen ist in der folgenden Übersicht 21 darge- 
stellt. 

Als hauptsächücher Maßstab für die Anpassung der 
Bedarfssätze wird — wie bei den früheren Anpassun- 
gen generell — die Entwicklung der Lebenshaltungs- 
kosten eines Zwei-Personen-Haushalts von Rentnern 
und Sozialhilfe empfängem zugrunde gelegt (vgl. Ab- 
schnitt 11.3.3). 

Der Lebenshaltungskostenindex hat sich im Berichts- 
zeitraum der Jahre 1986 und 1987 kaum verändert. 
Für das Jahr 1988 wird ein Anstieg der Lebenshal- 
tungskosten aller privater Haushalte um ungefähr 
1 ,5 V. H. geschätzt. Die vorgeschlagene Anhebung 
trägt dieser Entwicklung Rechnung. 

Auch der Anhebung der gesetzhchen Renten um vor- 
aussichtlich 3,3 V. H. durchschnitüich pro Jahr vom 
Herbst 1986 bis Herbst 1988 ist der vorgeschlagene 
Steigerungssatz angemessen, wenn berücksichtigt 
wird, daß geringfügige Einschränkungen in der Le- 
benshaltung in der kurzen Phase der Ausbildung zu- 
mutbar sind. 

Auszubildende an Hochschulen erhalten unter den in 
§ 13 Abs. 2 a genannten Voraussetzungen — wenn sie 
bei ihren Eltern nicht (mehr) mitversichert sind — ei- 
nen zusätzlichen Bedarfsanteil von 38 DM. Dieser Be- 
trag gilt seit dem 1. April 1982. Aufgrund der zwi- 
schenzeitlich gestiegenen Beitragssätze in der gesetz- 
hchen Krankenversicherung und der zwischenzeiüich 
in Kraft getretenen sowie der vorgesehenen Anhe- 
bung des für die Bemessung des Beitrages zur studen- 
tischen Krankenversicherung zugrunde zu legenden 
Bedarfssatzes von 660 DM auf 725 DM wird eine An- 
hebung auf 45 DM vorgeschlagen. Aufgrund dieser 
Erhöhung bleibt der prozentuale Eigenanteil am 
Krankenversichenmgsbeitrag — gemessen an der 
Höhe des vollen Bedarfssatzes — im Vergleich zur 
letzten Erhöhung des Betrages nach § 13 Abs. 2 a sta- 
bü. 
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Anhebung der Bedarfssätze 


Ausbildungsstättenart 

gesetzliche Grundlage 
(BAföG) 

derzeitiger 

Betrag 

DM 

Anhebung 

zum 

1. Juh 1988 

1. Abendhauptschulen, Abendreal- 

zu Hause 

§12(1) 

525 

540 

schulen 





2. Weiterführende allgemeinbildende 

auswärtige 

§ 12 (2) 1 

525 

540 

Schulen, Berufsfachschulen, Fach- und 
Fachoberschulen (ohne abgeschlos- 
sene Berufsausbildung) 

Unterbringung 




3. Fachoberschulen (mit abgeschlossener 

auswärtige 

§ 12 (2) 2 

640 

650 

Berufsausbildung), Abendhaupt- 
schulen, Berufsaufbauschulen, Abend- 
realschulen 

Unterbringung 




4. Fachschulen (mit abgeschlossener 

zu Hause: 




Berufsausbildung) , Abendgymnasium, 

Grundbetrag 

§ 13 (1) 1 

475 

485 

Kollegs 

für Unterkunft 

§ 13 (2) 1 

60 

65 

' 

auswärtige 

Unterbringung: 

Grundbetrag 

§ 13 (1) 1 

475 

485 


für Unterkunft 

§ 13 (2) 2 

195 

200 

5. Höhere Fachschule, Akademien, 

zu Hause: 




Hochschulen 

Grundbetrag 

§ 13 (1) 2 

515 

525 


für Unterkunft 

§ 13 (2) 1 

60 

65 


auswärtige 

Unterbringung: 

Grundbetrag 

§ 13 (1) 2 

515 

525 


für Unterkunft 

§ 13 (2) 2 

195 

200 


6. Anhebung der Freibeträge und 
Sozialpauschalen 

6.1 Freibeträge vom Einkommen 

Die Bundesregierung schlägt vor, die Freibeträge 
— wie in Übersicht 22 dargestellt — zum Herbst 1988 
um durchschnittlich 3 v. H. anzuheben und im Herbst 
1989 eine Zwischenanpassung in derselben Höhe vor- 
zunehmen. Maßgebende Kriterien dafür sind die Ent- 
wicklung der Lebenshaltungskosten und der Einkom- 
men. Mit dem Vorschlag werden — über den Aus- 
gleich für die geringfügig ansteigenden Lebenshal- 
tungskosten eines Vier-Personen-Arbeitnehmer- 
Haushalts mit mittlerem Einkommen (vgl. Ab- 
schnitt II.4.3) hinaus — die Eltern mit Kindern in Aus- 
bildung an dem Einkommenszuwachs beteiligt. 

Die Bundesregierung schlägt darüber hinaus vor, die 
Kinderfreibeträge in §§ 23 Abs. 1 und 25 Abs. 3 zum 
Herbst 1988 um jeweils 45 DM zusätzlich zu erhöhen. 
Diese Anpassungsmaßnahme ist erforderÜch, um die 
zum 1. Januar 1986 wirksam gewordenen Verbesse- 
rungen des Familienlastenausgleichs — Anhebung 
der steuerlichen Kinder- und Ausbildungsfreibeträge 


bzw. Kindergeldz uschiag von 46 DM monatlich — für 
die Förderungsberechtigten zu sichern. Durch sie 
wurde entsprechend ihrer Zielsetzung eine Verbesse- 
rung des Familien einkommens erreicht, die für Förde- 
rungsberechtigte praktisch fortfallen würde, sobald 
das erhöhte Familieneinkommen zur Feststellung des 
Förderungsanspruchs herangezogen wird; dies ist in 
der Regel ab Herbst 1988 der Fall (vgl. § 24 Abs. 1). Es 
handelt sich mithin um eine Anpassung, mit der eine 
seit 1986 bestehende Verbesserung des Familienla- 
stenausgleichs für Familien mit Kindern, die nach dem 
BAföG förderungsberechtigt sind, erhalten werden 
soll. 

Bei den Höchstbeträgen der relativen Freibeträge, die 
für die Kinder der Eltern der Auszubildenden gewährt 
werden, wird eine einmalige Anhebung von 60 DM 
auf 70 DM für das erste Kind, von 140 DM auf 160 DM 
für das zweite und von 210 DM auf 260 DM für das 
dritte und jedes weitere Kind vorgeschlagen. Ihre 
prinzipielle Anlehnung an die Staffelung nach dem 
Bundeskindergeldgesetz bleibt gewahrt. 

Neben den für die Förderung maßgeblichen Freibe- 
trägen sind im selben Umfang auch die für die Darle- 
hensrückzahlung geltenden Freibeträge anzuheben. 
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Übersicht 22 


Anhebung der Freibeträge vom Einkommen 



derzeitige 

Freibeträge 

DM 

Anhebung 

1. Juli 1988 
DM 

Anhebung 

1. Juh 1989 
DM 

1. Grundfreibetrag vom Eltemeinkommen (nicht geschieden, 
nicht dauernd getrennt lebend); § 25 (1) 1 

1 600 

1 650 

1 700 

2. Grundfreibetrag für andere alleinstehende Elternteile: § 25 
(1) 2 

1 100 

1 135 

1 170 

3. Freibetrag für Kinder in der Ausbildung; § 25 (3) 1 (* ein- 
schheßlich Anhebung Familienlastenausgleich) 

90 

135* 

140 

4. Freibetrag für den Ehegatten in der Ausbildung; § 25 (3) 2 

90 

90 

95 

5. Freibetrag für Kinder unter 15 Jahren; § 25 (3) 3 a (* ein- 
schließlich Anhebung Familienlastenausgleich) 

380 

435* 

445 

6. Freibetrag für Kinder über 15 Jahren; § 23 (3) 3 b (* ein- 
schließhch Anhebung Familienlastenausgleich) 

500 

560* 

575 

7. Freibetrag für weitere Unterhaltsberechtigte; (§ 25 (3) 4 . . 

500 

515 

530 

8. Anhebung der Höchstbeträge in § 25 Abs. 4 Nr. 2 

60/140/210 

70/160/260 

- 

9. Freibetrag vom Einkommen des Auszubildenden im/in 
der 

— Gymnasium, Berufsfachschule usw.; § 23 (1) la 

135 

140 

145 

— Fachoberschule, Abendhauptschule usw.; § 23 (1) Ib . . 

200 

205 

210 

— Hochschule, Abendgymnasium, Fachschule; § 23 (1) Ic 

270 

280 

290 

10. Freibetrag für den Ehegatten des Auszubildenden (nicht 
dauernd getrennt lebend); § 23 (1) 2 

470 

485 

500 

11. Freibetrag bei verheirateten Auszubildenden mit minde- 
stens einem Kind unter zehn Jahren, das sich im Haushalt 
befindet; § 23 (1) Satz 2 

690 

710 

730 

12. Freibetrag für jedes Kind des Auszubildenden; § 23 (1) 3 
(* einschließlich Anhebung Familienlastenausgleich) 

380 

435* 

445 

13. Freibetrag von der Waisenrente; § 23 (4) 

135 

140 

145 


6.2 Freibeträge vom Vermögen 

Eine Anpassung der Freibeträge vom Vermögen des 
Auszubildenden ist nach wie vor nicht erforderlich, da 
die Bestimmungen, an denen sich das BAföG orien- 
tiert (Vermögenssteuer, Einsetzung eigenen Vermö- 
gens bei der Sozialhilfe), in der Zwischenzeit nicht 
geändert worden sind. Um die Erfolge der Konsolidie- 
rung der öffentlichen Haushalte nicht durch einen 
vermeidbaren Ausgabenaufwuchs bei der individuel- 
len Ausbildungsförderung zu gefährden, muß daran 
festgehalten werden, daß von den Auszubildenden, 
die später den Nutzen einer qualifizierten Ausbildung 
haben, der weitgehende Einsatz ihres verwertbaren 
Vermögens zu verlangen ist. 


6.3 Anhebung der Pauschalen nach § 21 Abs. 2 zur 
Abgeltung der Aufwendungen für die soziale 
Sicherung 

Die abzugsfähigen Höchstbeträge wurden zuletzt im 
Sommer 1987, von den vor allem die Höhe der Pflicht- 
beiträge zur Sozialversicherung und zur Bundesan- 
stalt für Arbeit berücksichtigenden Vomhundertsät- 
zen wurde zuletzt im Sommer 1986 der für rentenver- 
sicherungspflichtige Arbeitnehmer geltende Vom- 
hundertsatz der veränderten Entwicklung angepaßt. 
Die seither eingetretene und die voraussichtliche Ent- 
wicklung der Beitragssätze in der gesetzhchen Ren- 
tenversicherung, der gesetzhchen Krankenversiche- 
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rung und der Beiträge zur Bundesanstalt für Arbeit bis 
zu der für 1989 vorgesehenen Zwischenanpassung 
erfordert die nachstehende Veränderung der Vom- 
hundertsätze zur pauschalen Abgeltung der Aufwen- 


dungen für die soziale Sicherung. Die Höchstbeträge 
sind auf Grund der Erhöhung der Beitragsbemes- 
sungsgrenzen anzuheben. Die vorgesehenen Werte 
sind in Übersicht 23 dargestellt. 


Übersicht 23 


Vomhundertsätze und Höchstbeträge in § 21 Abs. 2 BAföG 1988 und 1989 



derzeitig 

Anpdssunq 

1988 

Anpassung 

1989 

1. Rentenversicherungspflichtige 




Arbeitnehmer und Auszubildende 

18,7 v.H. 

19,0 V.H. 

19,0 v.H. 


12 000 DM 

12 500 DM 

13 000 DM 

2. Nichtrentenversicherungspflichtige 




Arbeitnehmer 

11 v.H. 

11 v.H. 

11 v.H. 


5 800 DM 

6 000 DM 

6 200 DM 

3. Nichtarbeitnehmer und auf Antrag von der 




Versicherungspflicht befreite Arbeitnehmer 

31 v.H. 

31 v.H. 

31 v.H. 


18 900 DM 

20 000 DM 

20 600 DM 

4. Personen im Ruhestandsalter 




und sonstige Nichterwerbstätige 

11 v.H. 

11 v.H. 

11 v.H. 


5 800 DM 

6 000 DM 

6 200 DM 


IV. Stellungnahme des Beirates für Ausbildungsförderung 


Der Beirat für Ausbildungsförderung hat auf seiner 
Sitzung vom 11. Juni 1987 einen Beschluß gefaßt und 
zu der geplanten Anpassung der Bedarfssätze, Frei- 
beträge und Sozialpauschalen sowie zur Entwicklung 
der Ausbildungsförderung wie folgt Stellung genom- 
men: 

„1. Der Beirat begrüßt, daß die Freibeträge für die 
Unterhaltspflichtigen eine Steigerung erhalten 
sollen (für die nächsten zwei Jahre je 3 v. H. pro 
Jahr), die gewährleistet, daß die Auszubildenden 
bei gleichen familiären Verhältnissen und gleich- 
bleibenden Einkommenssituationen der Unter- 
haltspflichtigen nicht mit einem weiteren Absin- 
ken der Förderungsbeträge rechnen müssen (zu 
111 . 6 . 1 ). 

2. Im Gegensatz dazu erscheint dem Beirat die vor- 
gesehene Anhebung der Bedarfssätze um 2 v. H. 
(einmalig um 2 v. H. für den Zweijahreszeitraum) 
zu niedrig, um zumindest die Kaufkraft der Ziel- 
gruppe des BAföG zu erhalten. Gemessen an der 
Entwicklung der Lebenshaltungskosten von 1980 
bis 1986 (Steigerung um 20,9 v. H. bzw. 
20,4 V. H.) sind die Bedarfssätze erheblich zurück- 
geblieben (Steigerung um 14,5 v. H. bei Studie- 
renden und 12,9 V. H. bei Schülern; zu III. 5). 

Es ist schwierig zu beurteilen, wie stark durch 
diese Entwicklungen die Studierenden, die durch 
BAföG gefördert werden, benachteiligt wurden, 


da es keine entsprechenden statistischen Erhe- 
bungen für diese Zielgruppe gibt. 

In diesem Zusammenhang hält es der Beirat daher 
für geboten, daß ein eigener Warenkorb für Aus- 
zubildende aufgestellt und in seiner Preisent- 
wicklung fortgeschrieben wird, um einen brauch- 
bareren Maßstab zu gewinnen. Die Heranziehung 
von Entwicklungen der Lebenshaltungskosten 
anderer gesellschaftlicher Gruppen kann nur als 
Notlösung angesehen werden. 

3. Die für die folgenden Jahre vorgesehenen Haus- 
haltsansätze für die Ausbildungsförderung sind 
— wie in der Vergangenheit — unter Berücksich- 
tigung der Entwicklung der Lebenshaltungsko- 
sten und der Zahlen der Studierenden unzurei- 
chend. Bei einer Steigerung der Zahl der Studie- 
renden in förderungsfähiger Ausbildung von 
760 000 in 1981 auf 912 000 in 1985, somit um 
20 V. H., verringert sich der Finanzaufwand von 
Bund und Ländern im gleichen Zeitraum um 
6,9 V. H. (von 2 028 Mio. DM auf 1 889 Mio. DM). 
Der Haushaltsansatz ist — nach Auffassung des 
Beirats — zu niedrig. Bei den derzeitigen Haus- 
haltsansätzen ergeben sich Zielkonflikte zwi- 
schen Anhebung der Freibeträge der Unterhalts- 
pflichtigen und Bedarfssätze der Auszubildenden; 
sie werden — nach Auffassung des Beirats — zu 
Lasten der Bedarfssätze gelöst (zu 11.3.4, 111.2 und 
III.3). 
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4. Der Beirat fordert, daß in § 12 Abs. 1 BAföG der 
Kreis der Berechtigten um die Schüler der Berufs- 
aufbauschulen und Fachoberschulklassen, deren 
Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung 
voraussetzt, erweitert wird, damit eine ungleiche 
Behandlung bei vergleichbaren Umständen zu- 
künftig vermieden wird (zu II. 1.5). 

5. Vom Beirat wird begrüßt, daß im Gesetzentwurf 
die erforderliche Anpassung des Bedarfssatzes für 


V. Finanzielle Auswirkungen 


Zur mittelfristigen Entwicklung des Finanzaufwandes 
ist vorauszuschicken, daß die anzurechnenden Ein- 
kommen — grundsätzlich werden die Einkommen des 
vorletzten Jahres, bei neuen Bewilligungszeiträumen 
die gestiegenen Einkommen des jeweils folgenden 
Jahres zugrundegelegt — ohne Anpassung der Lei- 
stungsparameter ständig steigen. Dies würde zu ei- 
nem entsprechenden Absinken der Förderungslei- 
stungen bzw. in immer größerem Umfang zum Her- 
ausfallen von Auszubildenden aus der Förderung füh- 
ren. 


die Krankenversicherung vorgesehen wird, um 
die Beitragserhöhungen der letzten Jahre aufzu- 
fangen (zu III. 5). 

6. Der Beirat bedauert, daß im Gesetzentwurf keine 
Vorschläge enthalten sind, die zur Verringerung 
des sogenannten Mittelstandslochs beitragen (zu 
III.6.1).“ 


Die vorgeschlagene Anpassung zielt darauf, den rea- 
len Wert der Förderungsleistungen zu aktualisieren 
und zu sichern. Die Anpassung wirkt sich 1988 ab 
Herbst und 1989 in vollem Umfang aus. Gleichzeitig 
mit der im Herbst 1989 geplanten Zwischenanpas- 
sung werden die gestiegenen Einkommen des Jahres 
1987 in die Anrechnung einbezogen; der erforderliche 
Finanzbedarf ist im mittelfristigen Finanzplan berück- 
sichtigt. 


Übersicht 24 


Finanzielle Auswirkungen 

— in Mio. DM — 



1988 

1989 

1990 

1991 

Finanzaufwand des Bundes für BAföG ohne Änderungen . 

1 380 

1 245 

1 150 

1 060 

mit Anpassungen 2 v. H. (Bedarfssätze) und 3 v. H. (Freibe- 
träge) zum Herbst 1988 sowie um 3 v.H. (nur Freibeträge) 
zum Herbst 1989 und den Maßnahmen zur Sicherung der 
Verbesserung des Familienlastenausgleichs 

1 440 

1 445 

1 410 

1 390 

Haushalt 1988 und Finanzplan bis 1991 

1 500 

1 450 

1 450 

1 450 
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